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Beschlusskammer 9 

BK9-13/102 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren 

auf Grund des Antrags 

der OPAL Gastransport GmbH & Co. KG, Emmerichstraße 11, 34119 Kassel, gesetzlich 

vertreten durch die OPAL Verwaltungs-GmbH, Emmerichstraße 11, 34119 Kassel, diese 

gesetzlich vertreten durch die Geschäftsführung 

- Antragstellerin 

wegen Genehmigung der Entgelte für den Gasnetzzugang nach § 23a Abs. 1 EnWG 

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas. Telekommunikation, 

Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, 

durch 

den Vorsitzenden Helmut Fuß, 

den Beisitzer Dr. Jörg Mallossek 

die Beisitzerin Anne Zeidler 

am 07.07.2014 beschlossen: 



enthält Betliebs- und Geschäftsgeheimnisse 

1. 	 Die Entgelte der Antragstellerin für den Gasnetzzugang werden gemäß Anlage 1 

dieses Beschlusses genehmigt. Im Übrigen wird der Antrag abgelehnt. 

2. 	 Der Antragstellerin wird aufgegeben, den in Anlage 7 ausgewiesenen annuitätischen 

Zahlungsbetrag in Höhe von im Rahmen der Entgeltbildung nach 

§§ 13 bis 16 GasNEV für die der Regulierung unterliegenden Kapazitäten zum 

01.01.2016 und zum 01.01.2017 zu berücksichtigen. 

3. 	 Die Genehmigung wird zum 01.01.2014 wirksam. 

4. 	 Die Genehmigung ist befristet bis zum 31.12.2015. 

5. 	 Die Genehmigung steht unter dem Vorbehalt des Widenrufs. 

6. 	 Der Antragstellerin wird aufgegeben, die negative Differenz zwischen den tatsächlich 

jeweils in den Jahren 2014 und 2015 gemäß den Vorgaben der § 21 EnWG, 

§§ 3 bis 9 GasNEV entstandenen verbrauchsabhängigen Kosten für 

den Gasverbrauch für die Verdichterstation Radeland 

den Gasverbrauch für die Anlandestation Greifswald 

den Betriebsstrom für die Verdichterstation Radeland 

den Betriebsstrom für die Anlandestation Greifswald 

den Betriebsstrom für die Absperrstationen der Ferngasleitung 

die Beschaffung von C02-Zertifikaten 

die zu entrichtende Energiesteuer, die für den Gasverbrauch und den 

Betriebsstrom der vorgenannten Stationen entstehen 

sowie den in unmittelbarem Zusammenhang mit Dienstleistungserbringungen für die 

vorgenannten Positionen entstandenen Erlöse/Erträge und den im vorliegenden 

Beschluss für diese Positionen anerkannten Werten im Rahmen des 

Entgeltgenehmigungsantrags für die ab dem 01.01.2016 beginnende 

Entgeltgenehmigungsperiode kostenmindernd dergestalt zu berücksichtigen, dass 

diese Differenz bis zum Ende der dritten Entgeltgenehmigungsperiode ausgeglichen 

wird. 

Die Antragstellerin ist berechtigt, die positive Differenz zwischen den tatsächlich jeweils 

in den Jahren 2014 und 2015 gemäß den Vorgaben der § 21 EnWG, §§ 3 bis 9 

GasNEV entstandenen verbrauchsabhängigen Kosten für 

den Gasverbrauch für die Verdichterstation Radeland 

den Gasverbrauch für die Anlandestation Greifswald 

den Betriebsstrom für die Verdichterstation Radeland 

den Betriebsstrom für die Anlandestation Greifswald 

den Betriebsstrom für die Absperrstationen der Ferngasleitung 

die Beschaffung von C02-Zertifikaten 
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die zu entrichtende Energiesteuer, die für den Gasverbrauch und den 

Betriebsstrom der vorgenannten Stationen entstehen 

sowie den in unmittelbarem Zusammenhang mit Dienstleistungserbringungen für die 

vorgenannten Positionen entstandenen Erlöse/Erträge und den im vorliegenden 

Beschluss für diese Positionen anerkannten Werten im Rahmen des 

Entgeltgenehmigungsantrags für die ab dem 01.01.2016 beginnende 

Entgeltgenehmigungsperiode dergestalt in Ansatz zu bringen, dass diese Differenz bis 

zum Ende der dritten Entgeltgenehmigungsperiode ausgeglichen wird. 

Gründe 

1. 

Mit Beschlüssen vom 25.02.2009 und 07.07.2009 hat die Beschlusskammer 7 der 

Bundesnetzagentur eine befristete Ausnahme von der Anwendung der §§ 20 bis 25 EnWG 

gegenüber der Antragstellerin für Verbindungskapazitäten auf der OPAL mit Entry auf 

deutschem Staatsgebiet und Exit in Brandow ausgesprochen (Az. BK7-08-009). Unter 

Verbindungskapazitäten sind beschränkt zuordenbare Entry- und Exil-Kapazitäten zu 

verstehen, die nur gebündelt angeboten werden. Sofern die Höhe der angebotenen bzw. 

gebuchten Entry-Kapazität von der Höhe der angebotenen bzw. gebuchten Exil-Kapazität 

abweicht, erstreckt sich die Ausnahme insgesamt nur auf den niedrigeren der beiden Werte 

(nachfolgend: "ausgenommene Kapazitäten"). Die nach dem Beschluss der 

Beschlusskammer 7 ausgenommenen Kapazitäten unterliegen nach § 28a EnWG nicht der 

kostenorientierten Entgeltbildung gemäß § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG; die Entgelte für 

ausgenommene Kapazitäten bedürfen daher auch keiner Entgeltgenehmigung gemäß 

§ 23a Abs. 1 EnWG. Demgegenüber unterliegen diejenigen Kapazitäten auf der OPAL, die 

keine ausgenommenen Kapazitäten sind, einer kostenorientierten Entgeltbildung im Sinne 

des § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG und bedürfen insofern auch gemäß § 23a Abs. 1 EnWG einer 

Netzentgeltgenehmigung; solche Kapazitäten sind Gegenstand der vorliegenden 

Entgeltgenehmigung. 

Die Vorgaben der Anreizregulierung gelten vorliegend nicht, da die 

Anreizregulierungsverordnung gemäß § 1 Abs. 2 S. 1 ARegV auf einen Netzbetreiber, für 

den noch keine kalenderjährliche Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 1 ARegV bestimmt wurde, 

3 



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

für eine Übergangszeit keine Anwendung findet. Die Anreizregulierung findet im Falle der 

Antragstellerin erst ab der dritten Regulierungsperiode Anwendung (siehe 

§ 1 Abs. 2 S. 2 ARegV). 

Mit Beschluss vom 18.06.2013 hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur 

Vorgaben für Anträge auf Genehmigung der Entgelte für den Zugang zu neu errichteten 

Gasversorgungsnetzen festgelegt (BK9-13/601). 

·-----· 
Die Antragstellerin hat mit Schreiben vom 27.06.2013 einen Antrag auf Genehmigung von 

Entgelten für den Gasnetzzugang gemäß § 23a EnWG mit Wirkung ab 01.01.2014 gestellt. 

Die Beschlusskammer 9 hat der Antragstellerin mit Schreiben vom 05.11.2013 aufgegeben, 

für den Dienstleistungserbringer GASCADE Gastransport GmbH (GASCADE) einen 

vollständig ausgefüllten Erhebungsbogen gemäß dem Beschluss der Beschlusskammer 9 

(Beschluss BKS..13/601 vom 18.06.2013) innerhalb von einer Woche nach Zustellung des 

Schreibens vorzulegen. 

Die Beschlusskammer 9 hat den Antrag geprüft und der Antragstellerin u.a. mit Schreiben 

vom 18.12.2013 Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Die Antragstellerin hat 

insbesondere im Anhörungsgespräch am 25.02.2014 sowie mit Schreiben vom 11.03.2014, 

vom 08.05.2014 und mit Email vom 03.06.2014 Stellung genommen. 

Nachfolgend hat die Beschlusskammer die Antragstellerin am 23.06.2014 aufgefordert, auf 

der Basis der festgestellten Kosten ein neues Preisblatt vorzulegen. Dieser Aufforderung ist 

die Antragstellerin am 30.06.2014 durch Übermittlung eines Preisblattes über das 

Energiedatenportal der Bundesnetzagentur nachgekommen. Die 

Landesregulierungsbehörde, in deren Gebiet die Antragstellerin ihren Sitz hat, wurde gemäß 

§ 55 Abs. 1 EnWG über die Einleitung des Verfahrens informiert. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Verfahrensakte verwiesen. 

II. 

Die Genehmigung der Entgelte der Antragstellerin für den Gasnetzzugang ergeht auf 


Grundlage des § 23a Abs. 2 Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes vom 07.07.2005 
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EnWG- (BGB!. 1S.1970) i.V.m. den dort genannten Rechtsvorschriften. Dem Antrag war im 

tenorierten Umfang stattzugeben. 

1. Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs. 1 und 3 EnWG die zuständige 

Regulierungsbehörde. Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs. 1 

Satz 1 EnWG. 

2. Ermächtigungsgrundlage 

Die beantragten Entgelte bedürfen gemäß § 23a Abs. 1 i.V.m. § 21 Abs. 2 Satz 1 EnWG der 

Genehmigung. Die Genehmigung ist gemäß§ 23a Abs. 2 Satz 1 EnWG zu erteilen, soweit 

die beantragten Entgelte den Anforderungen des EnWG und den auf Grund des § 24 EnWG 

erlassenen Rechtsverordnungen, insbesondere der Verordnung über die Entgelte für den 

Zugang zu den Gasversorgungsnetzen vom 25.07.2005 - GasNEV - (BGB!. 1 S. 2197). 

entsprechen. 

3. Ermittlung der Netzkosten 

Gemäß § 3 Abs. 1 S. 1 GasNEV sind für die Ermittlung der Netzentgelte die Netzkosten 

nach den §§ 4 bis 10 GasNEV zusammenzustellen. Gemäß § 4 Abs. 2 S. 2 GasNEV setzen 

sich die Netzkosten aus den aufwandsgleichen Kosten nach § 5 GasNEV, den 

kalkulatorischen Abschreibungen nach § 6 GasNEV, der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung nach § 7 GasNEV sowie den kalkulatorischen Steuern nach 

§ 8 GasNEV unter Abzug der kostenmindernden Erlöse und Erträge nach § 9 GasNEV 

zusammen. Bilanzielle und kalkulatorische Kosten sind nur insoweit anzusetzen, als sie den 

Kosten eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen 

(§ 4 Abs. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG) und sich bei einem im Wettbewerb stehenden 

Unternehmen ihrem Umfang nach einstellen würden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 

Vorliegend besteht die Besonderheit, dass sich die Netzentgeltgenehmigung, wie 

beschrieben, nur auf die nicht nach § 28a EnWG ausgenommenen Kapazitäten bezieht. 

Dieser Umstand - ausgenommene und nicht ausgenommene Kapazitäten bezogen auf ein 

und dasselbe Netz - lässt sich kostenrechnerisch nur dergestalt abbilden, dass zunächst die 

Gesamtkosten des Netzbetriebs der Antragstellerin bestimmt werden und das sich hieraus 

ermittelte Netzentgelt dann auf die der Entgeltgenehmigung unterliegenden Kapazitäten 

entsprechend des als Anlage 1 dargestellten Preisblattes angewandt wird. 
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Die Beschlusskammer sieht, bezogen auf die auf die ausgenommenen und nicht 

ausgenommenen Kapazitäten 

der von der Antragstellerin in ihrem Antrag zu Grunde gelegten Netzkosten als 

anerkennungsfähig an. Die Höhe der anzuerkennenden Kosten ist, bezogen auf die 

ausgenommenen und die nicht ausgenommenen Kapazitäten, Anlage 3 zu entnehmen. 

Die Beschlusskammer hat ihrer Prüfung den von der Antragstellerin am 27.06.2013 

übermittelten Erhebungsbogen zu Grunde gelegt. 
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3.1 Plan- und Istwerte 

Nach § 3 Abs. 1 S. 4, 1. HS GasNEV erfolgt die Ermittlung der für die Netzentgeltkalkulation 

relevanten Kosten auf der Basis der Daten des abgelaufenen Geschäftsjahres. Für die 

Netzentgeltkalkulation der Antragstellerin sind insoweit grundsätzlich die Istwerte des 

Geschäftsjahres 2012 zu Grunde zu legen. 

Daneben können gesicherte Erkenntnisse über das Planjahr berücksichtigt werden (siehe 

§ 3 Abs. 1 S. 4, 2. HS GasNEV). In Betracht kommen Daten aus den Folgejahren, aus denen 

sich gesicherte Erkenntnisse für den Genehmigungszeitraum ergeben. Es muss sich um 

gesicherte Erkenntnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung handeln (vgl. OLG Düsseldorf, 

Beschluss vom 11.07.2007, Vl-3 Kart. 17/07 M). Im vorliegenden Fall hat sich der 

Volllastbetrieb, der ursprünglich für das Jahr 2012 angenommen wurde, nicht eingestellt. 

Dieser wird sich entsprechend den Erwartungen der Antragstellerin erst im Kalenderjahr 

2014 einstellen. Eine ausschließliche oder auch nur überwiegende Zugrundelegung der 

Kosten des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres 2012 kann daher im Falle der 

Antragstellerin in Bezug auf die im Volllastbetrieb sich einstellenden verbrauchsabhängigen 

Kosten keine repräsentative Gesamtkostensituation darstellen. Vor diesem Hintergrund sind 

hinsichtlich der verbrauchsabhängigen Kosten im erheblichen Umfang Plandaten 

heranzuziehen. 

Gesichert im Sinne des § 3 Abs. 1 S. 4, 1. HS GasNEV sind Erkenntnisse über das Planjahr, 

wenn aufgrund bestimmter Tatsachen eine große Wahrscheinlichkeit dafür spricht, dass im 

Planjahr entsprechende Kosten entstehen werden (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 

11.07.2007, Vl-3 Kart. 17/07 (V)). Die Darlegungs- und Nachweislast für das Vorliegen 

gesicherter Erkenntnisse über das Planjahr liegt bei der Antragstellerin; eine 

uneingeschränkte Pflicht zur Amtsermittlung besteht nicht (vgl. BGH, Beschl. v. 07.04.2009, 

VNB, Rn. 10). Die Beschlusskammer hat die in Ansatz gebrachten Plankosten geprüft und in 

dem im Weiteren dargelegten Umfang berücksichtigt. 

3.2 Aufwandsgleiche Kosten 

Aufwandsgleiche Kosten sind anzuerkennen, wenn sie einen Bezug zum Netzbetrieb 

aufweisen, jährlich ihrem Umfang nach wiederkehrend und somit repräsentativ für die 

Kostensituation des Netzbetreibers sind. Durch die Antragstellerin ist nachzuweisen, das 

diese aufwandsgleichen Kosten denen eines effizienten und strukturell vergleichbaren 
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Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG) und sich bei 

einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach einstellen würden (vgl. 

§ 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 

Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug zum 

Netzbetrieb aufweisen. Kosten, die nicht ursächlich aus dem Betrieb des Netzes entstehen 

oder dem Betrieb des Netzes zu dienen bestimmt sind, sind folglich nicht zu berücksichtigen. 

Demgemäß sind Kosten, die ihrem Entstehensgrunde oder ihrem Verwendungszweck nach 

dem Vertrieb oder anderen Unternehmensteilen zuzuordnen wären, grundsätzlich nicht auf 

den Netzbetrieb der Antragstellerin bezogen und somit nicht anerkennungsfähig. 

Die Antragstellerin ist darfegungs- und beweisverpflichtet für die Tatsache, dass die mit der 

Antragstellung geltend gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden sind. Dies ergibt 

sich bereits aus der Natur der zu prüfenden Informationen, die allesamt dem 

Rechnungswesen der Antragstellerin entstammen. Diese internen Vorgänge sind der 

Beschlusskammer nicht bekannt, solange die Antragstellerin nicht selber die 

beurteilungsrelevanten Kosten darlegt und diese dezidiert nachweist. Nicht nachgewiesene 

Kosten sind somit nicht anerkennungsfähig (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss v. 24. 10.2007, 

Vl-3 Kart. 472/06 (V)). 

3.2.1. Aufwendungen für Roh-, Hilfs-, Betriebsstoffe (Ziffer 1.1.1.) 

Die Antragstellerin macht für Roh-, Hilfs-, Betriebsstoffe insgesamt geltend. 

Diese sind in Höhe von anerkennungsfähig. 

Treibgasbezug: 

Neben den im Geschäftsjahr 2012 angefallenen Gasbezugskosten in Höhe von -

für den Betrieb der Verdichterstation Radeland und der Anlandestation Greiswald macht die 

Antragstellerin weiter als Planansatz geltend. Dabei legt die Antragstellerin ein 

Mengengerüst für die Anlandestation von und für die Verdichterstation von 

zugrunde. Der von der Antragstellerin prognostizierte Preis beträgt dabei 

, wobei dieser Beschaffungs- und Abwicklungskosten in Höhe von -

der GASCADE beinhaltet. 

In ihrer Stellungnahme vom 11.03.2014 legt die Antragstellerin dar, dass sie auf Grundlage 

gesicherter Erkenntnisse aus dem Geschäftsjahr 2013 zukünftig mit Beschaffungs- und 

Abwicklungskosten in Höhe- rechne. 
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Die Beschlusskammer hat Beschaffungs- und Abwicklungskosten in Höhe - als 

integraler Bestandteil der Gasbezugskosten berücksichtigt. Hieraus ergibt sich im 

Zusammenhang mit dem angenommenen Mengengerüst ein Kürzungsbetrag in Höhe von 

Strombezug: 

Neben dem im Geschäftsjahr 2012 angefallenen Strombezugskosten in Höhe von 

für Betriebsstrom der Verdichterstation, der Anlandestation sowie der Absperrstationen der 

Ferngasleitung macht die Antragstellerin weiter als Planansatz geltend. 

Insgesamt beinhaltet der Ansatz der Antragstellerin damit für den, für das Jahr 2014 

unterstellten, Volllastbetrieb 

Das von der Antragstellerin hierfür angenommene Preis/Mengengerüst ist nachfolgend 

dargestellt: 
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Anlandestation Verdichterstation Absperrstation 

Mengen 

Leistung (KW) 

Arbeit (kWh) 

Preise 

Leistungspreis (€/KW) 

Arbeitspreis 1€/kWhl 

bestehend aus: 

Wirkarbeit (€/kWh) 

KWK (€/kWh) 

Stromsteuer (€/kWh) 

EEG (€/kWh} 

Kosten€ 

Summe Stromkosten inklusive 

Stromsteuer 

enthaltene Stromsteuer 

Summe Stromkosten exkL 

Stromsteuer 

enthält Betriebs· und Geschäftsgeheimnisse 

Der von der Antragstellerin bezogen auf die originären Stromkosten angesetzte Planansatz 

wird von der Beschlusskammer anerkannt. 

Sonstiges: 

Unter der Position "Sonstiges" setzt die Antragstellerin neben den im Geschäftsjahr 2012 

angefallenen Kosten in Höhe von --weiter Plankosten in Höhe von 

an. Insgesamt beantragt die Antragstellerin somit Kosten in Höhe von--. Die von 

der Antragstellerin angesetzten Planansätze beziehen sich in Höhe von auf 

Emissionsrechte sowie in Höhe von - auf sonstige Materialkosten. 
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Hinsichtlich der angesetzten Kosten für Emissionsrechte hat die Antragstellerin aufgrund der 

ab 2014 angenommenen Vollauslastung ein Volumen von--und einen Preis von 

zugrunde gelegt. 

Bei den sonstigen Materialkosten werden - kostenerhöhende Planwerte von der 

Antragstellerin angenommnen. 

Zu Sonstiges • Emmisslonskosten: 

Die von der Antragstellerin angesetzten Kosten für C02-Zertifkate hat die Beschlusskammer 

anerkannt. 

Die Antragstellerin ist bei der Ermittlung der ab 2014 anfallenden Kosten von einem Preis 

von sowie einer Menge von ausgegangen.

Zu Sonstiges · Materialkosten: 

Die für sonstige Materialkosten angesetzten Planwerte in Höhe von -erkennt die 

Beschlusskammer nicht an. Die Beschlusskammer kann, aufgrund des Vortrags der 

Antragstellerin, nicht erkennen, dass der geltend gemachte Planansatz in Zusammenhang 

mit dem ab dem Jahr 2014 geplanten Volllastbetrieb in Zusammenhang steht. 

Gemäß § 3 Abs. 1 GasNEV können gesicherte Erkenntnisse bei der Ermittlung der Kosten 

berücksichtigt werden. 

In Betracht kommen Daten aus den Folgejahren, aus denen sich gesicherte Erkenntnisse für 

den Genehmigungszeitraum ergeben. Es muss sich um gesicherte Erkenntnisse zum 

Zeitpunkt der Antragstellung handeln (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 11.07.2007, Vl-3 

Kart. 17/07 (V}). Die Berücksichtigung von erst nach dem Antragszeitpunkt vorliegenden 

Erkenntnissen liefe dem Ziel entgegen, einheitliche Referenzwerte für alle Netzbetreiber bei 

der Entscheidung zu Grunde zu legen. Nach § 3 Abs. 1 S. 4 GasNEV sind die im 

Antragszeitpunkt vorliegenden Daten maßgeblich, so dass dieser Zeitpunkt eine zeitliche 

Zäsur bildet (OLG Düsseldorf, Beschluss v. 24.10.2007, Vl-3 Karl. 472/06 (V}). 

Die Berücksichtigung gesicherter Erkenntnisse über das Planjahr hat aufgrund der 

systematischen Stellung und Formulierung der Vorschrift Ausnahmecharakter gegenüber der 

grundsätzlich vorgesehenen Berücksichtigung des abgelaufenen Geschäftsjahres. 

Angesichts dieses Ausnahmecharakters ist der Begriff der .gesicherten Erkenntnisse" 

restriktiv auszulegen. Hierbei kommt der Beschlusskammer ein Beurteilungsspielraum zu. 

Gesichert sind Erkenntnisse, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen eine große 
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Wahrscheinlichkeit dafür spricht, dass im Planjahr entsprechende Kosten entstehen werden 

(vgl. BGH, Beschluss vom 07.04.2009, EnVR 6/08; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 

11.07.2007, Vl-3 Kart. 17/07 (V))_ 

Gesicherte Erkenntnisse liegen vor, wenn das Kosten auslösende Ereignis nach Zeitpunkt, 

Menge und Preis bestimmbar ist. Gesicherte Erkenntnisse liegen hingegen nicht vor, wenn 

nur eine beschränkte Wahrscheinlichkeit für den Eintritt des Kosten auslösenden Ereignisses 

besteht. Dies gilt etwa für bloß erwartete Vertragsabschlüsse, und zwar auch dann, wenn 

bereits Vertragsverhandlungen stattfinden. Nicht ausreichend sind ferner Planansätze in 

Wirtschaftsplänen o. ä., da insoweit keine hinreichende Eintrittswahrscheinlichkeit nach dem 

oben genannten Grundsatz besteht. Auch Prognosen über allgemeine oder 

produktspezifische Preissteigerungen sind aus dem gleichen Grund nicht 

berücksichtigungsfähig. Handelsrechtlich zulässige Rückstellungen bieten ebenfalls keine 

Gewähr für das Vorliegen gesicherter Erkenntnisse, so dass Planwerte für Rückstellungen 

aufgrund ungewisser Verbindlichkeiten als per se ungewisse Schulden nicht anzuerkennen 

sind (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss vom 24.10.2007, Vl-3 Kart. 472/06 (V)). 

Darüber hinaus muss sichergestellt sein, dass der Plankostenansatz zu einer 

kostenerhöhenden Veränderung der Gesamtkosten führt. Wenn nicht auszuschließen ist, 

dass eine Kostensteigerung durch das Sinken korrespondierender Kostenpositionen ganz 

oder teilweise kompensiert werden kann, so fehlt es an gesicherten Erkenntnissen über das 

Planjahr. Die geplante Veränderung der Kostenposition ist folglich in ihrer gesamten 

Auswirkung zu beurteilen. Wenn nicht auszuschließen ist, dass eine Kostensteigerung 

durch gegenläufige Effekte ganz oder teilweise kompensiert werden kann, so fehlt es an 

gesicherten Erkenntnissen über das Planjahr. Die Darlegungs- und Beweislast für das 

Vorliegen gesicherter Erkenntnisse über das Planjahr liegt bei der Antragstellerin; eine 

uneingeschränkte Pflicht zur Amtsermittlung besteht nicht (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss 

vom 24.10.2007, Vl-3 Kart. 472/06 (V)). 

liegen nach den oben dargestellten Grundsätzen keine gesicherten Erkenntnisse über das 

Planjahr vor, ist die Berücksichtigung von Planwerten ausgeschlossen. 

Aus Sicht der Beschlusskammer bestehen keine gesicherten Erkenntnisse, dass die 

angesetzten Plankosten entstehen werden. 

In der Stellungnahme vom 11.03.2014 teilt die Antragstellerin mit, dass sie unter 

Heranziehung der im Geschäftsjahr 2013 angefallenen Kosten die für das Geschäftsjahr 

2012 angefallenen lstkosten als ausreichend erachtet. 
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3.2.2. Aufwendungen für überlassene Infrastruktur (Ziffer 1.1.2.2.) 

Die Aufwendungen für überlassene Infrastruktur waren in Höhe von 

anerkennungsfähig. 

3.2.2.1. Aufwandsgleiche Kosten 

Aufwandsgleiche Kosten sind anzuerkennen. wenn sie einen Bezug zum Netzbetrieb 

aufweisen. jährlich ihrem Umfang nach wiederkehrend und somit repräsentativ für die 

Kostensituation des Netzbetreibers sind. Durch die Antragstellerin ist nachzuweisen, dass 

diese aufwandsgleichen Kosten denen eines effizienten und strukturell vergleichbaren 

Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG) und sich bei 

einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach einstellen worden (vgl. 

§ 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 

Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug zum 

Netzbetrieb aufweisen. Kosten. die nicht ursächlich aus dem Betrieb des Netzes entstehen 

oder dem Betrieb des Netzes zu dienen bestimmt sind, sind folglich nicht zu berücksichtigen. 

Demgemäß sind Kosten, die ihrem Entstehensgrunde oder ihrem Verwendungszweck nach 

dem Vertrieb oder anderen Unternehmensteilen zuzuordnen wären, grundsätzlich nicht auf 

den Netzbetrieb der Antragstellerin bezogen und somit nicht anerkennungsfähig. 

Die Antragstellerin ist darlegungs- und beweisverpflichtet für die Tatsache, dass die mit der 

Antragstellung geltend gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden sind. Dies ergibt 

sich bereits aus der Natur der zu prüfenden Informationen. die allesamt dem 

Rechnungswesen der Antragstellerin entstammen. Diese internen Vorgänge sind der 

Beschlusskammer nicht bekannt. solange die Antragstellerin nicht selber die 

beurteilungsrelevanten Kosten darlegt und diese dezidiert nachweist. Nicht nachgewiesene 

Kosten sind somit nicht anerkennungsfähig (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss v. 24.10.2007, 

Vl-3 Kart. 472/06 (V)). 

3.2.2.2. Kalkulatorische Bewertung des Sachanlagevermögens sowie Ermittlung der 

kalkulatorischen Abschreibungen 

Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten, leistungsfähigen und zuverlässigen 

Netzbetriebs ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegüter als Kostenposition 

bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 GasNEV). Für die 

Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des 
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Sachanlagevermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen 

ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern, die vor dem 

01.01.2006 aktiviert wurden (Altanlage), und Anlagegütern, die ab dem 01.01.2006 aktiviert 

wurden (Neuanlage). Da sämtliche Anlagegüter der Antragstellerin nach dem 01.01.2006 

aktiviert worden sind, verfügt die Antragstellerin über kein Altanlagevermögen. 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gern. § 6 Abs. 4 GasNEV 

ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der 

linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. 

3.2.2.2.1. Historische Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV 

legaldefiniert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. Soweit der Genehmigungsantrag keine Erläuterung enthält, ob es sich 

bei den angesetzten Anschaffungs- und Herstellungskosten tatsächlich um die historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV handelt, ist dies 

nachzumelden bzw. durch die Zugänge der jeweiligen Jahresabschlüsse nachzuweisen. 

Nach § 6 GasNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanlagevermögens, insofern die in 

Rede stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. Zum notwendigen Betriebsvermögen gehören nach 

allgemeiner Auffassung nicht nur Vermögensgegenstände, die unmittelbar dem 

Betriebszweck dienen. Vielmehr genügt es, wenn der Vermögensgegenstand mittelbar dem 

Betrieb dient. Werden jedoch z.B. Leitungen außer Betrieb gestellt, so dass kein 

Zusammenhang zum Betriebszweck besteht und ist auch eine Wiederinbetriebnahme nicht 

vorgesehen, sind diese Leitungen im Zeitpunkt der Außerbetriebnahme für künftige 

Kalkulationen nicht mehr zu Grunde zu legen. 

3.2.2.2.2. Ermittlung der kalkulatorischen Jahresabschreibung 

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der 

Einzelabschreibungen aller Sachanlagen; § 6 Abs. 5 Satz 3 und 4 GasNEV gibt vor, dass die 

kalkulatorischen Abschreibungen jahresbezogen zu ermitteln sind; dabei ist jeweils ein 

Zugang des Anlagegutes zum 1. Januar des Anschaffungsjahres zu Grunde zu legen. 

Grundstücke dürfen nicht abgeschrieben werden. Planmäßige Abschreibungen sind nach 

§ 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegenstände zulässig, deren Nutzung 
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zeitlich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des 

Vermögensgegenstandes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In 

der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zur GasNEV für Grundstücke keine begrenzte 

Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. Bauten, 

Grundstücksanteile enthalten sind, müssen diese Positionen um die Grundstücksanteile 

gekürzt werden. 

3.2.2.2.3. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Neuanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen (ab dem 01.01.2006 aktiviert) sind 

gemäß § 6 Abs. 4 GasNEV ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. Die 

kalkulatorische Jahresabschreibung ergibt sich demnach aus dem Quotienten der 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und der nach Anlage 1 der GasNEV 

gewählten Nutzungsdauer. Eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte findet bei 

Neuanlagen nicht statt. 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach GasNEV 

durch § 6 Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der kalkulatorische 

Abschreibungsbetrag einer Neuanlage ist demnach entsprechend folgender Formel zu 

ermitteln: 

Kalk. Jahresabschreibung, = 

3.2.2.2.4. Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2012 ermitteln sich auf Basis der historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 

2012 entstandenen kalkulatorischen Abschreibungen. 

Grundlage für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist § 6 GasNEV. Dabei gilt 

grundsätzlich, dass jährlich auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen 

Nutzungsdauern nach Anlage 1 zur GasNEV linear abzuschreiben ist und die jeweils für eine 

Anlage in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für die Restdauer ihrer 

kalkulatorischen Abschreibung unverändert zu lassen ist(§ 6 Abs. 4 und Abs. 5 GasNEV). 
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In der Anlage 4 sind die anerkennungsfähigen kalkulatorischen Restwerte und die 

anerkennungsfähigen kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens 

gegliedert nach Anlagengruppen - im Einzelnen dargestellt. 

3.2.2.3. Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 

Gemäß § 21 Abs. 2 EnWG werden die Entgelte unter Berücksichtigung einer 

angemessenen, wettbewerbsfähigen und risikoangepassten Verzinsung des eingesetzten 

Kapitals gebildet. 

Die Verzinsung des vom Gasnetzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gern. 

§ 7 Abs. 1 GasNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage 

des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich 

gern. § 7 Abs.1 GasNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach 

§ 6 Abs. 2 GasNEV aus der Summe der 

1. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und multipliziert 

mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV 

2. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote nach 

§ 6 Abs. 2 GasNEV 

3. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der Neuanlagen bewertet zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

4. Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des 

betriebsnotwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Sonderposten mit 

Rücklagenanteil 

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 GasNEV zu erfolgen. Da sämtliche 

Anlagegüter der Antragstellerin nach dem 01.01.2006 aktiviert worden sind, liegen im 

Hinblick auf das Altanlagevermögen keine kalkulatorischen Restwerte vor; § 7 Abs. 1 S. 2 

Nr. 1 und 2 GasNEV finden insofern keine Anwendung. Für Neuanlagen erfolgt die 

Restwertbestimmung gemäß § 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 GasNEV ausschließlich auf Basis der 

Anschaffungs- und Herstellungskosten. Grundstücke sind hierbei gemäß § 7 Abs.1 S. 3 

GasNEV immer zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen. 
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Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des 

Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten der betriebsnotwendigen 

Finanzanlagen und des betriebsnotwendigen Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus 

Jahresanfangs- und Jahresendbestand anzusetzen. 

Die Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der GasNEV 

in fünf Schritten zu erfolgen: 

(1.) Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote(§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV), 

(2.) Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV), 

(3.) Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden Eigenkapitalanteils 

(§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV), 

(4.) Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapital 

(§ 7 Abs. 3 GasNEV), 

(5.) Ermittlung der Verzinsung des auf Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 

Eigenkapital sowie der Verzinsung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden 

Eigenkapitalanteils (§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 GasNEV). 

Eine Übersicht über die Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich 

in Anlage 5. Dabei wurden die in Anlage 6 aufgeführten Vermögenswerte und Schulden zu 

Grunde gelegt. 

3.2.2.4. Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 

GasNEV 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote 

rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital und den kalkulatorisch 

ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaffungs

und Herstellungskosten. Dabei wird auch das betriebsnotwendige Eigenkapital auf der 

Grundlage des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten errechnet. 

Die kalkulatorische Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV berechnet sich 

demnach aus den folgenden Positionen: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen AK/HK 

+ Finanzanlagen 

+ Umlaufvermögen 
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= Betriebsnotwendiges Vermögen 1 (BNV 1) 

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

- Verzinsliches Fremdkapital 

- Abzugskapital 

= Betriebsnotwendiges Eigenkapital 1 (BEK 1) 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berechnung des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand zu Grunde zu legen. 

Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist dann der Quotient aus dem so definierten BEK I 

und dem BNV /. 

3.2.2.5. Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der 

Bestimmung der kalkulatorischen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus finden 

bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens Berücksichtigung, z. B. Grundstücke. 

Für die Antragstellerin ergeben sich aus den oben dargestellten Gründen 

anerkennungsfähige Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

zu historischen Anschaffungs und Herstellungskosten in Höhe von 

(Anfangsbestand: Endbestand: , wie aus Anlage 6 

ersichtlich. 

3.2.2.6. Finanzanlagen, Umlaufvermögen 

Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist gern. 

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 GasNEV, dass diese betriebsnotwendig, d. h. für die Durchführung des 

Netzbetriebes erforderlich, sind. Außerdem sind nach § 4 Abs. 1 GasNEV in Verbindung mit 

§ 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit 

anzusetzen, als sie den Kosten eines effizienten und strukturell vergleichbaren 

Netzbetreibers entsprechen. Die Antragstellerin muss sich daher bei ihrer 

unternehmerischen Entscheidung, welches Finanzanlage- und Umlaufvermögen sie als 
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effizient für ihren Betrieb ansieht, an einem effizienten und strukturell vergleichbaren 

Netzbetreiber orientieren. Des Weiteren sind gern. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG nur solche 

Kostenbestandteile betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb 

eingestellt hätten. 

3.2.2.6.1. Finanzanlagen 

Die Antragstellerin macht kein Finanzanlagevermögen geltend. 

3.2.2.6.2. Umlaufvermögen 

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass diese 

effizient wirtschaften und dass die liquiden Mittel bzw. Forderungsbestände somit effizient 

eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den Betreibern von Gasversorgungsnetzen 

handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb stehende Unternehmen. Das angesetzte 

Umlaufvermögen bedarf daher regelmäßig der regulatorischen Kontrolle. 

Die Beschlusskammer erkennt das Umlaufvermögen bei der Antragstellerin unmittelbar an. 

Dabei wird das vorliegende Pachtverhältnis insoweit berücksichtigt, dass die 

anerkennungsfähigen Kosten für die Überlassung von Netzinfrastruktur im Rahmen der 

Ermittlung des betriebsnotwendigen Umlaufvermögens der Antragstellerin gewürdigt wird. 

Damit scheidet die darüber hinausgehende Anerkennung von Umlaufvermögen beim 

Verpächter aus. 

3.2.2.7. Ermittlung des betrlebsnotwendigen Vermögens nach § 6 GasNEV (BNV 1) 

und des betriebsnotwendigen Eigenkapitals nach § 6 GasNEV (BEK 1) 

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten anerkennungsfähigen kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten, der anerkennungsfähigen Finanzanlagen und des anerkennungsfähigen 

Umlaufvermögens ergibt sich ein betriebsnotwendiges Vermögen nach § 6 GasNEV (BNV 1) 

in Höhe von 

Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des verzinslichen 

Fremdkapitals und des Abzugskapitals ergibt sich damit ein betriebsnotwendiges 

Eigenkapital nach § 6 GasNEV (SEK 1) in Höhe von 

Hieraus resultiert eine Eigenkapitalquote gemäß§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEVvon
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3.2.2.8. Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals gemäß § 7 GasNEV (BEK 

II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es in 

§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV vorgegeben ist. Im Überblick: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

Tagesneuwerten* Eigenkapitalquote (max. 40 %) 

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

historischen AK/HK • Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen zu 

historischen AK/HK 

+ Grundstücke zu historischen AK/HK 

+ betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

= Betriebsnotwendiges Vermögen II (BNV II) 

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

- Verzinsliches Fremdkapital 

- Abzugskapital 

=Betriebsnotwendiges Eigenkapital II {BEK II) 

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 GasNEV (BNV II) sind somit 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Alt- und 

Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des Sachanlagevermögens mit 

denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestimmung der 

kalkulatorischen Abschreibungen gern. § 6 GasNEV anerkannt wurden. Darüber hinaus 

finden bei der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter 

des Sachanlagevermögens Berücksichtigung, z. B. Grundstücke. 

Grundstücke sind gern. § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 
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Danach ergibt sich ein betriebsnotwendiges Vermögen gemäß § 7 GasNEV (BNV II) in Höhe 

von Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV 

3.2.2.9. Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden 

Eigenkapitalanteils 

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % 

übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen. Soweit das 

nach § 7 Abs. 1 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital (BEK II) mehr als 

40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen Vermögens (BNV II) 

beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigenkapital (BEK II) in zwei Anteile zu zerlegen. 

Zu bestimmen ist zunächst der Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene 

Eigenkapitalquote nicht überschreitet (BEK II s 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der die 

zugelassene Eigenkapitalquote übersteigt (BEK I /> 40 %). 

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigende Eigenkapitalanteil (BEK lls40%) wie folgt zu ermitteln: 

BEK 11$40% = BNV II * 0,4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von 

§ 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV (BEK 11>40%) errechnet sich dann nach folgender Formel: 

BEK 11>40% =BEK II - BEK ll:s>40% =BEK 11 - (BNV II * 0,4) 

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital 

(BEK II) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen 

Vermögens (BNV II) beträgt, kann demgegenüber keine Aufteilung des BEK II erfolgen. 

Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in 

diesem Fall nicht gegeben. 

3.2.2.10. Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 

Eigenkapital 

Eine Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapital zur 

Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung kann hier entfallen, da die 

Antragstellerin kein Altanlagevermögen vorhält. Der Anteil des auf Neuanlagen entfallenden 

Eigenkapitals beträgt hier folglich 100%. 
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3.2.2.11. Ermittlung der Zinsen für das Eigenkapital 

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31.10.2011 den 

Eigenkapitalzinssatz für den Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigt, für Neuanlagen auf 9,05 % nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer 

festgelegt. 

Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht 

übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt: 

BEK 11540% *Anteil SAVneu • 9,05 % 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird gemäß 

§ 32 Abs. 8 GasNEV ab dem 01.01.2013 nach § 7 Abs. 7 GasNEV verzinst (§ 7 Abs. 1 S. 5 

GasNEV). Der Zinssatz bestimmt sich gern. § 7 Abs. 7 S. 1 GasNEV als Mittelwert des auf 

die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch 

die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen. Im Einzelnen ergeben sich 

diese Werte aus der „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten 

Anleihen der öffentlichen Hand", aus der „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere 

inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-MFls)' sowie aus der 

„Umlaufsrendite inländischer Inhaberschuldverschreibungen - Hypothekenpfandbriefe".' 

Die anzuwendenden Zinsreihen sind die Folgenden: 
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Es leitet sich für die genannten Papiere im Zeitraum 2003 bis 2012 eine durchschnittliche 

Rendite von 3,69 % ab. 

3.2.2.12. Anerkennungsfähige Eigenkapitalverzinsung 

Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % beträgt die Verzinsung auf 

das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BEK II) für die Antragstellerin 

3-2-2.13. Kai kulatorische Gewerbesteuer 

Gemäß § 8 GasNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbereich 

sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kostenposition in Ansatz 

gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulatorischer 

Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung berücksichtigt. Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten 

Eigenkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor 
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Körperschaftsteuer.2 Ein Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst erfolgt 

nicht. § 8 S. 2 GasNEV ist entfallen. 

Die nach § 8 GasNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den 

kalkulatorischen Maßstäben der GasNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen Gewinn

und Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den 

kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen (sog. Scheingewinn 

bzw. -Verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für den kalkulatorischen 

Gewerbesteueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen Rechtsprechung bestätigt worden 

(siehe etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW Speyer, Rn. 86 ff.). 

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berücksichtigung 

von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundlage verzichtet (BGH, 

KVR 81/07, S. 10). 

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 

[ BNEK II s;40% * Anteil SA V neu * 9,05 % + BNEK II > 40% * 3,69 %] * Hebesatz * 

Messzahl 

berechnet. 

Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer beträgt 

3.2.2.14. Kostenmindernde Erlöse 

Die Beschlusskammer hat die Erträge aus Forderungen gegenüber verbundenen 

Unternehmen (z.B. Cash-Pooling) korrespondierend zum berücksichtigten Umlaufvermögen 

vollständig nicht berücksichtigt 

3.2.3. 	 Aufwendungen für durch Dritte erbrachte Wartungs- und 

lnstandhaltungsleistungen (Ziffer 1.1.2.4.) 

Die Antragstellerin macht Aufwendungen für durch Dritte erbrachte Wartungs- und 

lnstandhaltungsleistungen in Höhe von geltend. Diese sind in Höhe von 
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IT-Diestleistungen durch GASCADE 

Die Antragstellerin hat für durch insgesamt 

angesetzt. 

Der Ansatz der Antragstellerin beinhaltet zudem auch einen Planansatz in Höhe von 

-- den die Antragstellerin mit der Annahme von steigenden Arbeitsplatzkosten sowie 

Kosten in Zusammenhang mit anstehenden Unfirmierungen begründet. 

Die angesetzten Plankosten in Höhe von - sind aufgrund der oben dargestellten 

Ausführungen nicht anerkennungsfähig. Aus Sicht der Beschlusskammer existieren keine 

-

gesicherten Erkenntnisse, dass die angesetzten Plankosten entstehen werden. 

Insgesamt ergibt sich für die in Höhe von --angesetzten Kosten eine Kürzung um 

3.2.4. Ansetzbare betriebliche Steuern (Ziffer 1.4.) 

Die Antragstellerin setzt für betriebliche Steuern insgesamt an. Neben den im 

Geschäftsjahr 2012 angefallenen Steuern in Höhe von 

der Antragstellerin Planansätze für Erdgassteuer in und für 

Stromsteuer in Höhe von-

Hinsichtlich des Ansatzes für die Erdgassteuer ist die Antragstellerin von einem 

Treibgasverbrauch von bei. Benutzungsstunden ausgegangen. 

Hinsichtlich des Ansatzes für die Stromsteuer geht die Antragstellerin im Hinblick auf die in 

2014 zu erwartende Vollauslastung der Ferngasleitung von anfallenden Kosten in Höhe von 

insgesamt - aus. 

Die Beschlusskammer hat die von der Antragstellerin angesetzten Kosten berücksichtigt. 

3.2.5. Sonstige betriebliche Kosten - davon Versicherungen (Ziffer 1.5.10) 

Die Antragstellerin setzt für Versicherungen insgesamt an. Neben den im 

Geschäftsjahr 2012 angefallenen Kosten in Höhe von beinhaltet der Ansatz der 

Antragstellerin Planwerte in Höhe von 

Die Beschlusskammer erkennt die von der Antragstellerin angesetzten Plankosten aufgrund 

der oben dargestellten Ausführungen nicht an. Aus Sicht der Beschlusskammer bestehen 

keine gesicherten Erkenntnisse, dass die angesetzten Plankosten entstehen werden. 
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3.2.6. Sonstige betriebliche Kosten - davon Rechts- und Beratungskosten (Ziffer 

1.5.13) 

Die Antragstellerin setzt für Rechts- und Beratungskosten insgesamt  an. Neben 

den im Geschäftsjahr 2012 angefallenen Kosten in Höhe von - beinhaltet der 

Ansatz der Antragstellerin Planwerte in Höhe von 

Die Beschlusskammer erkennt die von der Antragstellerin angesetzten Plankosten aufgrund 

der oben dargestellten Ausführungen nicht an. Aus Sicht der Beschlusskammer bestehen 

keine gesicherten Erkenntnisse, dass die angesetzten Plankosten entstehen werden. 

3.2.7. Sonstige betriebliche Kosten - davon Sponsoring, Werbung, Spenden (Ziffer 

1.5.14) 

Die Antragstellerin macht Kosten für Sponsoring, Werbung, Spenden in Höhe von 

geltend. Die Beschlusskammer erkennt die von der Antragstellerin angesetzten Kosten für 

Sponsoring, Werbung, Spenden nicht an. 

Die Aufwendungen für Sponsoring, Werbung und Spenden sind nicht zu berücksichtigen. Es 

handelt sich bei den geltend gemachten Aufwendungen für Sponsoring, Werbung und 

Spenden generell um Kosten, die keinerlei Bezug zum Netzbetrieb aufweisen (vgl. § 3 Abs. 1 

S. 1 GasNEV). Sponsoring, Werbung und Spenden sind, soweit sie als 

Kundenbindungsinstrumente eingesetzt werden, in der Netzentgeltkalkulation nicht 

berücksichtigungsfähig. Aus der natürlichen Monopolstellung des Netzbetreibers ergibt sich, 

dass solche Aufwendungen ihren im wettbewerblichen Umfeld bestehenden Zweck in der 

Monopolsituation von vorneherein nicht erreichen können, da die Netznutzer regelmäßig 

keine Wahlmöglichkeit zwischen konkurrierenden Netzbetreibern haben. Der mit 

Werbeaktivitäten verbundene Imagegewinn ist - bedingt durch das Monopol eines 

Netzbetreibers - für den Gasnetzbetrieb nicht erforderlich. Die Vorteile, sofern sie nicht 

ohnehin ideeller Natur sind, liegen eher beim assoziierten Vertrieb. Ein entsprechender 

Nachweis der Betriebsbezogenheit der geltend gemachten Kosten ist überdies nicht erfolgt. 

3.2.8. Sonstige betriebliche Kosten - davon Reisekosten und Auslösungen (Ziffer 

1.5.15) 

Die Antragstellerin setzt für sonstige betriebliche Kosten - davon Reisekosten und 

Auslösungen - insgesamt - an. Neben den im Geschäftsjahr 2012 angefallenen 

Kosten in Höhe von --beinhaltet der Ansatz der Antragstellerin Planwerte in Höhe 

von
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Die Beschlusskammer erkennt die von der Antragstellerin angesetzten Plankosten aufgrund 

der oben dargestellten Ausführungen nicht an. Aus Sicht der Beschlusskammer bestehen 

keine gesicherten Erkenntnisse, dass die angesetzten Plankosten entstehen werden. 

3.2.9. Sonstige betriebliche Kosten - davon Sonstiges (Ziffer 1.5.19) 

Die Antragstellerin setzt für sonstige betriebliche Kosten - davon Sonstiges - insgesamt 

an. Neben den im Geschäftsjahr 2012 angefallenen Kosten in Höhe von 

--beinhaltet der Ansatz der Antragstellerin Planwerte in Höhe von -

Die Beschlusskammer erkennt die von der Antragstellerin angesetzten Plankosten aufgrund 

der oben dargestellten Ausführungen nicht an. Aus Sicht der Beschlusskammer bestehen 

keine gesicherten Erkenntnisse, dass die angesetzten Plankosten entstehen werden. 

3.3 	 Kalkulatorische Bewertung des Sachanlagevermögens sowie Ermittlung der 

kalkulatorischen Abschreibungen 

Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten, leistungsfähigen und zuverlässigen 

Netzbetriebs ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegüter als Kostenposition 

bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 GasNEV). Für die 

Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen 

ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern, die vor dem 

01.01.2006 aktiviert wurden (Altanlage), und Anlagegütern, die ab dem 01.01.2006 aktiviert 

wurden (Neuanlage). Da sämtliche Anlagegüter der Antragstellerin nach dem 01.01.2006 

aktiviert werden, verfügt die Antragstellerin über keine Altanlagen. 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gern. § 6 Abs. 4 GasNEV 

ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der 

linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. 

3.3.1. Historische Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV 

legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. Soweit der Genehmigungsantrag keine Erläuterung enthält, ob es sich 

bei den angesetzten Anschaffungs- und Herstellungskosten tatsächlich um die historischen 

27 



enthält Betliebs- und Geschäftsgeheimnisse 

Anschaffungs- und Herstellungskosten nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV handelt, ist dies 

nachzumelden bzw. durch die Zugänge der jeweiligen Jahresabschlüsse nachzuweisen. 

Nach § 6 GasNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanlagevermögens, insofern die in 

Rede stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. Zum notwendigen Betriebsvermögen gehören nach 

allgemeiner Auffassung nicht nur Vermögensgegenstände, die unmittelbar dem 

Betriebszweck dienen. Vielmehr genügt es, wenn der Vermögensgegenstand mittelbar dem 

Betrieb dient. Werden jedoch z.B. Leitungen außer Betrieb gestellt, so dass kein 

Zusammenhang zum Betriebszweck besteht und ist auch eine Wiederinbetriebnahme nicht 

vorgesehen, sind diese Leitungen im Zeitpunkt der Außerbetriebnahme für künftige 

Kalkulationen nicht mehr zu Grunde zu legen. 

3.3.2. Ermittlung der kalkulatorischen Jahresabschreibung 

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der 

Einzelabschreibungen aller Sachanlagen; § 6 Abs. 5 Satz 3 und 4 GasNEV gibt dabei vor, 

dass die kalkulatorischen Abschreibungen jahresbezogen zu ermitteln sind; dabei ist jeweils 

ein Zugang des Anlagegutes zum 1. Januar des Anschaffungsjahres zu Grunde zu legen. 

Grundstücke dürfen nicht abgeschrieben werden. Planmäßige Abschreibungen sind nach 

§ 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegenstände zulässig, deren Nutzung 

zeitlich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des 

Vermögensgegenstandes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In 

der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zur GasNEV für Grundstücke keine begrenzte 

Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. Bauten, 

Grundstücksanteile enthalten sind, müssen diese Positionen um die Grundstücksanteile 

gekürzt werden. 

3.3.2.1. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Neuanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen (ab dem 01.01.2006 aktiviert) sind 

gemäß § 6 Abs. 4 GasNEV ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. Die 

kalkulatorische Jahresabschreibung ergibt sich demnach aus dem Quotienten der 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und der nach Anlage 1 der GasNEV 

gewählten Nutzungsdauer. Eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte findet bei 

Neuanlagen nicht statt. 
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Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach GasNEV 

durch § 6 Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der kalkulatorische 

Abschreibungsbetrag einer Neuanlage ist demnach entsprechend folgender Formel zu 

ermitteln: 

Kalk. Jahresabschreibung; = 

3.3.3. Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2012 ermitteln sich auf Basis der historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 

2012 entstandenen kalkulatorischen Abschreibungen. 

Grundlage für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist § 6 GasNEV. Dabei gilt 

grundsätzlich, dass jährlich auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen 

Nutzungsdauern nach Anlage 1 zur GasNEV linear abzuschreiben ist und die jeweils für eine 

Anlage in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für die Restdauer ihrer 

kalkulatorischen Abschreibung unverändert zu lassen ist (§ 6 Abs. 4 und Abs. 5 GasNEV). 

In der Anlage 4 sind die anerkennungsfähigen kalkulatorischen Restwerte und die 

anerkennungsfähigen kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens 

gegliedert nach Anlagengruppen - im Einzelnen dargestellt. 

3.4 Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 

Gemäß § 21 Abs. 2 EnWG werden die Entgelte unter Berücksichtigung einer 

angemessenen, wettbewerbsfähigen und risikoangepassten Verzinsung des eingesetzten 

Kapitals gebildet. 

Die Verzinsung des vom Gasnetzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gern. 

§ 7 Abs. 1 GasNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage 

des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich 

gern. § 7 Abs.1 GasNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach 

§ 6 Abs. 2 GasNEV aus der Summe der 

1. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und multipliziert 

mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV 
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2. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote nach § 6 

Abs. 2 GasNEV 

3. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der Neuanlagen bewertet zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

4. Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des 

betriebsnotwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Sonderposten mit 

Rücklagenanteil 

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 GasNEV zu erfolgen. Da sämtliche 

Anlagegüter der Antragstellerin nach dem 01.01.2006 aktiviert worden sind, liegen im 

Hinblick auf das Altanlagevermögen keine kalkulatorischen Restwerte vor; § 7 Abs. 1 S. 2 

Nr. 1 und 2 GasNEV finden insofern keine Anwendung. Für Neuanlagen erfolgt die 

Restwertbestimmung gemäß § 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 GasNEV ausschließlich auf Basis der 

Anschaffungs- und Herstellungskosten. Grundstücke sind hierbei gemäß § 7 Abs.1 S. 3 

GasNEV immer zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des 

Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten der betriebsnotwendigen 

Finanzanlagen und des betriebsnotwendigen Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus 

Jahresanfangs- und Jahresendbestand anzusetzen. 

Die Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der GasNEV 

in fünf Schritten zu erfolgen: 

(1.) Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote(§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV), 

(2.) Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals(§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV), 

(3.) Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden Eigenkapitalanteils 

(§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV), 

(4.) Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapital (§ 7 

Abs. 3 GasNEV), 

(5.) Ermittlung der Verzinsung des auf Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 

Eigenkapital sowie der Verzinsung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden 

Eigenkapitalanteils (§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 GasNEV). 
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Eine Übersicht über die Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich 

in Anlage 5. Dabei wurden die in Anlage 6 aufgeführten Vermögenswerte und Schulden zu 

Grunde gelegt 

Abweichend vom Ansatz der Antragstellerin waren die folgenden Positionen im Rahmen der 

Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung in nachstehender Höhe zu 

berücksichtigen. 

3.4.1. Vorräte - Endbestand 

Im Endbestand für Vorräte hat die Beschlusskammer zusätzlich-zu berücksichtigt 

Hinter diesem Betrag steht der sich in Zusammenhang mit dem Volllastbetrieb der 

Ferngasleitung zukünftig als gesicherte Erkenntnis einstellende Bestand für Lagermaterial. 

3.4.2. Fremdkapital - Anfangs- und Endbestand 

Der Anfangs- bzw. der Endbestand an Fremdkapital (Unverzinsliche Verbindlichkeiten aus 

Lieferungen und Leistungen, Sonstige zinslos zur Verfügung stehende Verbindlichkeiten und 

verzinsliches Fremdkapital) ist in Höhe von bzw. in Höhe von 

zu berücksichtigen. 

Die Antragstellerin nimmt im Bereich der Verbindlichkeiten hinsichtlich des Anfangsbestands 

eine Kürzung um Endbestands 

Aus Sicht der Beschlusskammer sind die Verbindlichkeiten unverändert in ihrer bilanziell 

vorhandenen Höhe bei der Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu 

berücksichtigen. Die vorhandenen Fremdkapitalpositionen haben zur Finanzierung des 

Gesamtunternehmens beigetragen und sind deshalb bei der Ermittlung des zu verzinsenden 

Eigenkapitals als Abzugsposition zu berücksichtigen. 

Auch erkennt die Beschlusskammer keinen Zusammenhang mit den Positionen des 

Umlaufvermögens. Die Höhe des betriebsnotwendigen Umlaufvermögens ist unabhängig 

von den zu berücksichtigenden Abzugspositionen, deren Berücksichtigung durch § 7 Abs. 1 

und Abs. 2 GasNEV vorgegeben ist, zu ermitteln. 

Die von der Beschlusskammer berücksichtigen Bestände entsprechen damit für Anfangs

und Endbestand den bilanziellen Ansätzen. 
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3.4.3. 	 Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 

GasNEV 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote 

rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital und den kalkulatorisch 

ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaffungs

und Herstellungskosten. Dabei wird auch das betriebsnotwendige Eigenkapital auf der 

Grundlage des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten errechnet. 

Die kalkulatorische Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV berechnet sich 

demnach aus den folgenden Positionen: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen AK/HK 

+ Finanzanlagen 

+ Umlaufvermögen 

= Betriebsnotwendiges Vermögen 1 (BNV 1) 

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

- Verzinsliches Fremdkapital 

- Abzugskapital 

= Betriebsnotwendiges Eigenkapital 1 (BEK 1) 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berechnung des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand zu Grunde zu legen. 

Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist dann der Quotient aus dem so definierten BEK I 

und dem BNV /. 

3.4.3.1. Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der 

Bestimmung der kalkulatorischen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus finden 

bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens Berücksichtigung, z. B. Grundstücke. 
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Für die Antragstellerin ergeben sich aus den oben dargestellten Gründen 

anerkennungsfähige Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten in Höhe von 

(Anfangsbestand: - Endbestand: -).wie aus Anlage 6 ersichtlich. 

3.4.3.2. Finanzanlagen, Umlaufvermögen 

Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist gern. § 7 

Abs. 1 S. 2 Nr. 4 GasNEV, dass diese betriebsnotwendig, d. h. für die Durchführung des 

Netzbetriebes erforderlich, sind. Außerdem sind nach § 4 Abs. 1 GasNEV in Verbindung mit 

§ 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit 

anzusetzen, als sie den Kosten eines effizienten und strukturell vergleichbaren 

Netzbetreibers entsprechen. Der Netzbetreiber muss sich daher bei seiner 

unternehmerischen Entscheidung, welches Finanzanlage- und Umlaufvermögen er als 

effizient für seinen Betrieb ansieht, an einem effizienten und strukturell vergleichbaren 

Netzbetreiber orientieren. Des Weiteren sind gern. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG nur solche 

Kostenbestandteile betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb 

eingestellt hätten. 

3.4.3.2.1. Finanzanlagen 

Die Antragstellerin macht kein Finanzanlagevermögen geltend. 

3.4.3.2.2. Umlaufvermögen 

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass diese 

effizient wirtschaften und dass die liquiden Mittel bzw. Forderungsbestände somit effizient 

eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den Betreibern von Gasversorgungsnetzen 

handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb stehende Unternehmen. Das angesetzte 

Umlaufvermögen bedarf daher regelmäßig der regulatorischen Kontrolle. 

Die Beschlusskammer geht im Grundsatz davon aus, dass die Antragstellerin jedenfalls 

Umlaufvermögen in Bezug auf Forderungsbestände und sonstige Vermögensgegenstände in 

Höhe von 1 /12 eines Jahresumsatzes vorzuhalten hat. In die Betrachtung wird insoweit 

maßgeblich mit einbezogen, dass die Antragstellerin regelmäßig monatliche Zahlungsströme 

erhält. 

Vor diesem Hintergrund war Umlaufvermögen in Höhe von insgesamt 

{Anfangsbestand in Höhe von ; Endbestand in Höhe von 

bei der Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals zu berücksichtigen. 

33 



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

3.4.3.3. Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 6 GasNEV {BNV 1) 

und des betriebsnotwendigen Eigenkapitals nach § 6 GasNEV (BEK 1) 

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten anerkennungsfähigen kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten, der anerkennungsfähigen Finanzanlagen und des anerkennungsfähigen 

Umlaufvermögens ergibt sich ein betriebsnotwendiges Vermögen nach § 6 GasNEV (BNV 1) 

in Höhe von 

Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des verzinslichen 

Fremdkapitals und des Abzugskapitals ergibt sich damit ein betriebsnotwendiges 

Eigenkapital nach § 6 GasNEV (SEK 1) in Höhe von 

Hieraus resultiert eine Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV von 

3.4.4. Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals gemäß § 7 GasNEV (BEK II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es in 

§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV vorgegeben ist. Im ÜberblickKalk. Restwerte des 

Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu Tagesneuwerten • 

Eigenkapitalquote (max. 40 %) 

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

historischen AK/HK • Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen zu 

historischen AK/HK 

+ Grundstücke zu historischen AK/HK 

+ betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

=Betriebsnotwendiges Vermögen II {BNV II) 

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

- Verzinsliches Fremdkapital 

- Abzugskapital 

= Betriebsnotwendiges Eigenkapital II (BEK II) 
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Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach§ 7 GasNEV (BNV II) sind somit 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Alt- und 

Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des Sachanlagevermögens mit 

denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestimmung der 

kalkulatorischen Abschreibungen gern. § 6 GasNEV anerkannt wurden. Darüber hinaus 

finden bei der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter 

des Sachanlagevennögens Berücksichtigung, z. B. Grundstücke. 

Grundstücke sind gern. § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevennögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 

Danach ergibt sich ein betriebsnotwendiges Vermögen gemäß§ 7 GasNEV (BNV II) in Höhe 

von und ein betriebsnotwendiges Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BEK II) 

3.4.5. 	 Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden 

Eigenkapitalanteils 

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % 

übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen. Soweit das 

nach § 7 Abs. 1 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital (BEK II) mehr als 

40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen Vermögens (BNV II) 

beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigenkapital (BEK II) in zwei Anteile zu zerlegen. 

Zu bestimmen ist zunächst der Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene 

Eigenkapitalquote nicht überschreitet (BEK II:> 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der die 

zugelassene Eigenkapitalquote übersteigt (BEK 11> 40 %). 

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigende Eigenkapitalanteil (BEK l/:>40%) wie folgt zu ennitteln: 

BEK J/:>40% = BNV II * 0, 4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von § 7 

Abs. 1 S. 3 GasNEV (BEK 11>40%) errechnet sich dann nach folgender Formel: 

BEK 11>40% = BEK II - BEK 11:>40% = BEK II - (BNV II * 0,4) 

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital 

(BEK II) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen 

Vermögens (BNV II) beträgt, kann demgegenüber keine Aufteilung des BEK II erfolgen. 
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Diese Reihen können der Kapitalmarktstatistik der Deutschen Bundesbank entnommen 
werden. 
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Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in 

diesem Fall nicht gegeben. 

3.4.6. 	 Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 

Eigenkapital 

Eine Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapital zur 

Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung kann hier entfallen, da die 

Antragstellerin kein Altanlagevermögen vorhält. Der Anteil des auf Neuanlagen entfallenden 

Anteils am Eigenkapital beträgt hier folglich 100%. 

3.4.7. Ermittlung der Zinsen für das Eigenkapital 

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31.10.2011 den 

Eigenkapitalzinssatz für den Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigt, für Neuanlagen auf 9,05 % nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer 

festgelegt. 

Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht 

übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt: 

BEK J/:;:;40% •Anteil SAVneu * 9,05 % 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird gemäß § 

32 Abs. 8 GasNEV ab dem 01.01.2013 nach§ 7 Abs. 7 GasNEV verzinst(§ 7 Abs. 1 S. 5 

GasNEV). Der Zinssatz bestimmt sich gern. § 7 Abs. 7 S. 1 GasNEV als Mittelwert des auf 

die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch 

die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen. Im Einzelnen ergeben sich 

diese Werte aus der .Urnlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten 

Anleihen der öffentlichen Hand", aus der .Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere 

inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-MFls)" sowie aus der 

.Umlaufsrendite inländischer Inhaberschuldverschreibungen - Hypothekenpfandbriefe".3 

Die anzuwendenden Zinsreihen sind die Folgenden: 
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Es leitet sich für die genannten Papiere im Zeitraum 2003 bis 2012 eine durchschnittliche 

Rendite von 3,69 % ab. 

3.4.8. Anerkennungsfähige Eigenkapitalverzinsung 

Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % beträgt die Verzinsung auf 

das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BEK II) für die Antragstellerin 

3.5 Kalkulatorische Gewerbesteuer 

Gemäß § 8 GasNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbereich 

sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kostenposition in Ansatz 

gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulatorischer 

Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung berücksichtigt. Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten 

Eigenkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor 
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Körperschaftsteuer.' Ein Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst erfolgt 

nicht § 8 S. 2 GasNEV ist entfallen. 

Die nach § 8 GasNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den 

kalkulatorischen Maßstäben der GasNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen Gewinn

und Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den 

kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen (sog. Scheingewinn 

bzw. -verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für den kalkulatorischen 

Gewerbesteueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen Rechtsprechung bestätigt worden 

(siehe etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW Speyer, Rn. 86 ff.). 

Entsprechend einem rein kalkulatortschen Ansatz wird auf die zusätzliche Berücksichtigung 

von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundlage verzichtet (BGH, 

KVR 81/07, S. 10). 

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 

[ BNEK II s 40% * Anteil SA V neu • 9,05 % + BNEK II > 40% • 3, 69 %] * Hebesatz * 

Messzahl 

berechnet. 

Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer beträgt 

3.6 Andere sonstige Erlöse und Erträge (Ziffer 5.8.6) 

Die "Anderen sonstigen Erlöse und Erträge" waren in Höhe von zu 

berücksichtigen. 

Die Antragstellerin nimmt im Rahmen der "Über1eitungsrechung "GuV" eine Kürzung dieser 

Ertragsposition um--mit der Begründung vor, dass in Zuge der Planung und 

Errichtung der NEL in Höhe von ca. -sowie aufgrund einer Einmalzahlung aufgrund 

einer dinglichen Sicherung eines Grundstücks in Greifswald in Höhe von ca. 

angefallen sind. 

Aus Sicht der Beschlusskammer ist der von der Antragstellerin gekürzte Betrag wieder 

hinzuzurechen, da für die oben genannten Sachverhalte keine korrespondierenden 

Kostenkürzungen von der Antragstellerin vorgenommen wurden. Die Beschlusskammer hat 

BR-Drs. 247/05 S.30. 4 
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aus diesem Grund im Wege einer gesamtheitlichen Betrachtung auch die hierfür 

angefallenen Ertragspositionen in der oben genannten Höhe berücksichtigt. 

•·-·--··---·· 

4. Plan/Ist-Abgleich und periodenübergreifende Saldierung 

Im Rahmen der Ermittlung der Netzentgelte in Bezug auf die der Regulierung unterliegenden 

Kapazitäten für das Jahr 2015 hat die Beschlusskammer einen annuitätischen 

Zahlungsbetrag in Höhe von berücksichtigt. 

Gemäß dem Tenor zu 2. hat die Antragstellerin bei der Entgeltbildung gemäß§§ 13 bis 16 

GasNEV zum 01 .01 .2016 und zum 01 .01.2017 den einen annuitätischen Zahlungsbetrag in 

Bezug auf die der Regulierung unterliegenden Kapazitäten in Höhe von zu 

berücksichtigen. 

Mit Beschluss BK9-11/101 vom 28.09.2011 hat die Beschlusskammer 9 der Antragstellerin 

aufgegeben, die negative Differenz zwischen den auf der Basis des abgelaufenen 

Geschäftsjahrs 2012 gemäß den Vorgaben der§ 21 EnWG, §§ 3 bis 9 GasNEV ermittelten 
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Netzkosten und den im vorliegenden Beschluss anerkannten Netzkosten im Rahmen des 

Entgeltgenehmigungsantrags kostenmindernd dergestalt zu berücksichtigen, dass diese 

Differenz ausgeglichen wird. Weiterhin war die Antragstellerin berechtigt, die positive 

Differenz zwischen den auf der Basis des abgelaufenen Geschäftsjahrs 2012 gemäß den 

Vorgaben der § 21 EnWG, §§ 3 bis 9 GasNEV ermittelten Netzkosten und den im 

vorliegenden Beschluss anerkannten Netzkosten im Rahmen des 

Entgeltgenehmigungsantrags dergestalt in Ansatz zu bringen, dass diese Differenz bis zum 

Ende der zweiten Entgeltgenehmigungsperiode ausgeglichen wird. 

Weiterhin ist gemäß § 10 GasNEV für Zwecke des Ausgleichs von in den 

Entgeltkalkulationsperioden eingetretenen Mengenabweichungen die Differenz zwischen den 

aus den in der Kalkulationsperiode erzielten Erlösen und den für diese Kalkulationsperiode 

zugrunde gelegten Netzkosten zu ermitteln. 

Die Beschlusskammer hat zur Abbildung der aus beiden Sachverhalten resultierenden 

Gesamtdifferenz für die Jahre 2011, 2012 und 2013 die Differenz aus den realisierten und 

der Regulierung unterliegenden Umsatzerlöse sowie den auf Basis des Geschäftsjahres 

2012 gemäß den Vorgaben des § 21 EnWG, §§ 3 bis 9 GasNEV ermittelten Netzkosten 

ermittelt. 

Der hieraus resultierende Differenzbetrag bildet sowohl die Abweichung bezüglich der im 

Beschluss BK9-11/101 vom 28.09.2011 genannten Auflage (Tenor zu 5.) als auch 

Abweichungen aus Mengenabweichungen gemäß § 10 GasNEV (periodenübergreifende 

Saldierung) ab. 

4.1 	 Ermittlung Netzkosten auf Basis des abgelaufenen Geschäftsjahres 2012 gemäß 

den Vorgaben der§ 21 EnWG, §§ 3 bis 9 GasNEV (lstkosten) 

Es sind Netzkosten auf Basis des abgelaufenen Geschäftsjahres, wie in Anlage 3PI 

ersichtlich, in Höhe von angefallen. 

4.1.1. Aufwandsgleiche Kosten 

Aufwandsgleiche Kosten sind anzuerkennen, wenn sie einen Bezug zum Netzbetrieb 

aufweisen, jährlich ihrem Umfang nach wiederkehren und somit repräsentativ für die 

Kostensituation des Netzbetreibers sind. Durch die Antragstellerin ist nachzuweisen, dass 

diese aufwandsgleichen Kosten denen eines effizienten und strukturell vergleichbaren 

Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG) und sich bei 
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einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach einstellen würden (vgl. 

§ 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 

Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug zum 

Netzbetrieb aufweisen. Kosten, die nicht ursächlich aus dem Betrieb des Netzes entstehen 

oder dem Betrieb des Netzes zu dienen bestimmt sind, sind folglich nicht zu berücksichtigen. 

Demgemäß sind Kosten, die ihrem Entstehensgrunde oder ihrem Verwendungszweck nach 

dem Vertrieb oder anderen Unternehmensteilen zuzuordnen wären, grundsätzlich nicht auf 

den Netzbetrieb der Antragstellerin bezogen und somit nicht anerkennungsfähig. 

Die Antragstellerin ist darlegungs- und beweisverpflichtet für die Tatsache, dass die mit der 

Antragstellung geltend gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden sind. Dies ergibt 

sich bereits aus der Natur der zu prüfenden Informationen, die allesamt dem 

Rechnungswesen der Antragstellerin entstammen. Diese internen Vorgänge sind der 

Beschlusskammer nicht bekannt, solange die Antragstellerin nicht selber die 

beurteilungsrelevanten Kosten darlegt und diese dezidiert nachweist. Nicht nachgewiesene 

Kosten sind somit nicht anerkennungsfähig (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss v. 24.10.2007, 

Vl-3 Kart. 472106 (V)). 

Grundsätzlich waren die im Geschäftsjahr 2012 angefallenen Kosten heranzuziehen. Sofern 

aus Sicht der Beschlusskammer regulatorische Anpassungen dieser lstkosten notwendig 

waren, sind diese im Felgenden beschrieben. 

4.1.1.1. Kosten für Roh-, Hilfs-, Betriebsstoffe (Ziffer 1.1.1.) 

Für Roh-, Hilfs-, Betriebsstoffe waren Kosten in Höhe von ZU 

berücksichtigen. Der berücksichtigte Betrag beinhaltet u.a. Kosten für Verbrauchsgas, 

Betriebsstrom und C02-Zertifikate. 

4.1.1.2. Aufwendungen für überlassene Infrastruktur (Ziffer 1.1.2.2.) 

Die Aufwendungen für überlassene Infrastruktur waren in Höhe von 

anerkennungsfähig. 

4.1.1.2.1. Aufwandsgleiche Kosten 

Aufwandsgleiche Kosten sind anzuerkennen, wenn sie einen Bezug zum Netzbetrieb 

aufweisen, jährlich ihrem Umfang nach wiederkehrend und somit repräsentativ für die 

Kostensituation des Netzbetreibers sind. Durch die Antragstellerin ist nachzuweisen, dass 

diese aufwandsgleichen Kosten denen eines effizienten und strukturell vergleichbaren 
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Netzbetreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG) und sich bei 

einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach einstellen würden (vgl. 

§ 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 

Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug zum 

Netzbetrieb aufweisen. Kosten, die nicht ursächlich aus dem Betrieb des Netzes entstehen 

oder dem Betrieb des Netzes zu dienen bestimmt sind, sind folglich nicht zu berücksichtigen. 

Demgemäß sind Kosten, die ihrem Entstehensgrunde oder ihrem Verwendungszweck nach 

dem Vertrieb oder anderen Unternehmensteilen zuzuordnen wären, grundsätzlich nicht auf 

den Netzbetrieb der Antragstellerin bezogen und somit nicht anerkennungsfähig. 

Die Antragstellerin ist darlegungs- und beweisverpflichtet für die Tatsache, dass die mit der 

Antragstellung geltend gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden sind. Dies ergibt 

sich bereits aus der Natur der zu prüfenden Informationen, die allesamt dem 

Rechnungswesen der Antragstellerin entstammen. Diese internen Vorgänge sind der 

Beschlusskammer nicht bekannt, solange die Antragstellerin nicht selber die 

beurteilungsrelevanten Kosten darlegt und diese dezidiert nachweist. Nicht nachgewiesene 

Kosten sind somit nicht anerkennungsfähig (vgl. OLG Düsseldorf, Beschluss v. 24.10.2007, 

Vl-3 Kart. 472/06 (V)). 

4.1.1.3. Kalkulatorische Bewertung des Sachanlagevermögens sowie Ermittlung der 

kalkulatorischen Abschreibungen 

Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten, leistungsfähigen und zuverlässigen 

Netzbetriebs ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegüter als Kostenposition 

bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 GasNEV). Für die 

Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen 

ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern, die vor dem 

01.01.2006 aktiviert wurden (Altanlage), und Anlagegütern, die ab dem 01.01.2006 aktiviert 

wurden (Neuanlage). Da sämtliche Anlagegüter der Antragstellerin nach dem 01.01.2006 

aktiviert worden sind, verfügt die Antragstellerin über kein Altanlagevermögen. 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gern. § 6 Abs. 4 GasNEV 

ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der 

linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. 
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4.1.1.3.1. Historische Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV 

legaldefiniert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. Soweit der Genehmigungsantrag keine Erläuterung enthält, ob es sich 

bei den angesetzten Anschaffungs- und Herstellungskosten tatsächlich um die historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV handelt, ist dies 

nachzumelden bzw. durch die Zugänge der jeweiligen Jahresabschlüsse nachzuweisen. 

Nach § 6 GasNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanlagevermögens, insofern die in 

Rede stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. Zum notwendigen Betriebsvermögen gehören nach 

allgemeiner Auffassung nicht nur Vermögensgegenstände, die unmittelbar dem 

Betriebszweck dienen. Vielmehr genügt es, wenn der Vermögensgegenstand mittelbar dem 

Betrieb dient. Werden jedoch z.B. Leitungen außer Betrieb gestellt, so dass kein 

Zusammenhang zum Betriebszweck besteht und ist auch eine Wiederinbetriebnahme nicht 

vorgesehen, sind diese Leitungen im Zeitpunkt der Außerbetriebnahme für künftige 

Kalkulationen nicht mehr zu Grunde zu legen. 

4.1.1.3.2. Ermittlung der kalkulatorischen Jahresabschreibung 

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der 

Einzelabschreibungen aller Sachanlagen; § 6 Abs. 5 Satz 3 und 4 GasNEV gibt vor, dass die 

kalkulatorischen Abschreibungen jahresbezogen zu ermitteln sind; dabei ist jeweils ein 

Zugang des Anlagegutes zum 1. Januar des Anschaffungsjahres zu Grunde zu legen. 

Grundstücke dürfen nicht abgeschrieben werden. Planmäßige Abschreibungen sind nach 

§ 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegenstände zulässig, deren Nutzung 

zeitlich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des 

Vermögensgegenstandes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In 

der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zur GasNEV für Grundstücke keine begrenzte 

Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. Bauten, 

Grundstücksanteile enthalten sind, müssen diese Positionen um die Grundstücksanteile 

gekürzt werden. 

43 



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

4.1.1.3.3. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Neuanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen (ab dem 01.01.2006 aktiviert) sind 

gemäß § 6 Abs. 4 GasNEV ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. Die 

kalkulatorische Jahresabschreibung ergibt sich demnach aus dem Quotienten der 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und der nach Anlage 1 der GasNEV 

gewählten Nutzungsdauer. Eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte findet bei 

Neuanlagen nicht statt. 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach GasNEV 

durch § 6 Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der kalkulatorische 

Abschreibungsbetrag einer Neuanlage ist demnach entsprechend folgender Formel zu 

ermitteln: 

AKIHKi
Kalk.Jahresabschreibung;= -----'

ND, 

4.1.1.3.4. Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2012 ermitteln sich auf Basis der historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 

2012 entstandenen kalkulatorischen Abschreibungen. 

Grundlage für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist§ 6 GasNEV. Dabei gilt 

grundsätzlich, dass jährlich auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen 

Nutzungsdauern nach Anlage 1 zur GasNEV linear abzuschreiben ist und die jeweils für eine 

Anlage in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für die Restdauer ihrer 

kalkulatorischen Abschreibung unverändert zu lassen ist (§ 6 Abs. 4 und Abs. 5 GasNEV). 

In der Anlage 4PI sind die anerkennungsfähigen kalkulatorischen Restwerte und die 

anerkennungsfähigen kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens 

gegliedert nach Anlagengruppen - im Einzelnen dargestellt. 

4.1.1.4. Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 

Gemäß § 21 Abs. 2 EnWG werden die Entgelte unter Berücksichtigung einer 

angemessenen, wettbewerbsfähigen und risikoangepassten Verzinsung des eingesetzten 

Kapitals gebildet. 
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Die Verzinsung des vom Gasnetzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gern. 

§ 7 Abs. 1 GasNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage 

des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich 

gern. § 7 Abs.1 GasNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach 

§ 6 Abs. 2 GasNEV aus der Summe der 

1. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und multipliziert 

mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV 

2. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote nach 

§ 6 Abs. 2 GasNEV 

3. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der Neuanlagen bewertet zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

4. Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des 

betriebsnotwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Sonderposten mit 

Rücklagenanteil 

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 GasNEV zu erfolgen. Da sämtliche 

Anlagegüter der Antragstellerin nach dem 01.01.2006 aktiviert worden sind, liegen im 

Hinblick auf das Altanlagevermögen keine kalkulatorischen Restwerte vor; § 7 Abs. 1 S. 2 

Nr. 1 und 2 GasNEV finden insofern keine Anwendung. Für Neuanlagen erfolgt die 

Restwertbestimmung gemäß § 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 GasNEV ausschließlich auf Basis der 

Anschaffungs- und Herstellungskosten. Grundstücke sind hierbei gemäß § 7 Abs.1 S. 3 

GasNEV immer zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des 

Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten der betriebsnotwendigen 

Finanzanlagen und des betriebsnotwendigen Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus 

Jahresanfangs- und Jahresendbestand anzusetzen. 

Die Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der GasNEV 

in fünf Schritten zu erfolgen: 

(1.) Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote(§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV), 

(2.) Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV), 
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(3.) Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden Eigenkapitalanteils 

(§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV), 

(4.) Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapital 

(§ 7 Abs. 3 GasNEV), 

(5.) Ermittlung der Verzinsung des auf Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 

Eigenkapital sowie der Verzinsung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden 

Eigenkapitalanteils (§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 GasNEV). 

Eine Übersicht über die Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich 

in Anlage 5PI. Dabei wurden die in Anlage 6PI aufgeführten Vermögenswerte und Schulden 

zu Grunde gelegt. 

4.1.1.5. Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 

GasNEV 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote 

rechnerisch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital und den kalkulatorisch 

ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaffungs

und Herstellungskosten. Dabei wird auch das betriebsnotwendige Eigenkapital auf der 

Grundlage des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten errechnet. 

Die kalkulatorische Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV berechnet sich 

demnach aus den folgenden Positionen: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen AK/HK 

+ Finanzanlagen 

+ Umlaufvermögen 

= Betriebsnotwendiges Vermögen 1(BNV 1) 

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

- Verzinsliches Fremdkapital 

- Abzugskapital 

= Betriebsnotwendiges Eigenkapital 1(BEK 1) 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berechnung des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand zu Grunde zu legen. 
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Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist dann der Quotient aus dem so definierten BEK I 

und dem BNV /. 

4.1.1.6. Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der 

Bestimmung der kalkulatorischen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus finden 

bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens Berücksichtigung, z. B. Grundstücke. 

Für die Antragstellerin ergeben sich aus den oben dargestellten Gründen 

anerkennungsfähige Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

zu historischen Anschaffungs und Herstellungskosten in Höhe von 

(Anfangsbestand: Endbestand: , wie aus Anlage 6PI 

ersichtlich. 

4.1.1.7. Finanzanlagen, Umlaufvermögen 

Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist gern. 

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 GasNEV, dass diese betriebsnotwendig, d. h. für die Durchführung des 

Netzbetriebes erforderlich, sind. Außerdem sind nach § 4 Abs. 1 GasNEV in Verbindung mit 

§ 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit 

anzusetzen, als sie den Kosten eines effizienten und strukturell vergleichbaren 

Netzbetreibers entsprechen. Die Antragstellerin muss sich daher bei seiner 

unternehmerischen Entscheidung, welches Finanzanlage- und Umlaufvermögen er als 

effizient für seinen Betrieb ansieht, an einem effizienten und strukturell vergleichbaren 

Netzbetreiber orientieren. Des Weiteren sind gern. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG nur solche 

Kostenbestandteile betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb 

eingestellt hätten. 

4.1.1.7.1. Finanzanlagen 

Die Antragstellerin macht kein Finanzanlagevermögen geltend. 
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4.1.1.7.2. Umlaufvermögen 

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass diese 

effizient wirtschaften und dass die liquiden Mittel bzw. Forderungsbestände somit effizient 

eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den Betreibern von Gasversorgungsnetzen 

handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb stehende Unternehmen. Das angesetzte 

Umlaufvermögen bedarf daher regelmäßig der regulatorischen Kontrolle. 

4.1.1.8. Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach§ 6 GasNEV (BNV 1) 

und des betriebsnotwendigen Eigenkapitals nach § 6 GasNEV (BEK 1) 

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten anerkennungsfähigen kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten, der anerkennungsfähigen Finanzanlagen und des anerkennungsfähigen 

Umlaufvermögens ergibt sich ein betriebsnotwendiges Vermögen nach § 6 GasNEV (BNV 1) 

in Höhe von 

Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des verzinslichen 

Fremdkapitals und des Abzugskapitals ergibt sich damit ein betriebsnotwendiges 

Eigenkapital nach § 6 GasNEV (BEK 1) in Höhe von 

Hieraus resultiert eine Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV von 

4.1.1.9. Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals gemäß§ 7 GasNEV (BEK 

II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es in 

§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV vorgegeben ist. Im Überblick: 
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Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

Tagesneuwerten • Eigenkapitalquote (max. 40 %) 

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

historischen AK/HK • Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen zu 

historischen AK/HK 

+ Grundstücke zu historischen AK/HK 

+ betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

= Betriebsnotwendlges Vermögen 11 (BNV 11) 

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

- Verzinsliches Fremdkapital 

- Abzugskapital 

= Betriebsnotwendiges Eigenkapital II (BEK II) 

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 GasNEV (BNV II) sind somit 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Alt- und 

Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des Sachanlagevermögens mit 

denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestimmung der 

kalkulatorischen Abschreibungen gern. § 6 GasNEV anerkannt wurden. Darüber hinaus 

finden bei der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter 

des Sachanlagevermögens Berücksichtigung, z. B. Grundstücke. 

Grundstücke sind gern. § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 

Danach ergibt sich ein betriebsnotwendiges Vermögen gemäß § 7 GasNEV (BNV II) in Höhe 

von und ein betriebsnolwendiges Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV 
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4.1.1.10. Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden 

Eigenkapitalanteils 

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % 

übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen. Soweit das 

nach § 7 Abs. 1 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital (BEK II) mehr als 

40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen Vermögens (BNV II) 

beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigenkapital (BEK II) in zwei Anteile zu zerlegen. 

Zu bestimmen ist zunächst der Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene 

Eigenkapitalquote nicht überschreitet (BEK II s 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der die 

zugelassene Eigenkapitalquote übersteigt (BEK 11> 40 %). 

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigende Eigenkapitalanteil (BEK !IS40%) wie folgt zu ermitteln: 

BEK llS40% = BNV II * 0,4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von 

§ 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV (BEK /1>40%) errechnet sich dann nach folgender Formel: 

BEK 11>40% = BEK II - BEK llS40% = BEK II - (BNV II * 0,4) 

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital 

(BEK II) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen 

Vermögens (BNV II) beträgt, kann demgegenüber keine Aufteilung des BEK II erfolgen. 

Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in 

diesem Fall nicht gegeben. 

4.1.1.11. Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 

Eigenkapital 

Eine Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapital zur 

Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung kann hier entfallen, da die 

Antragstellerin kein Altanlagevermögen vorhält. Der Anteil des auf Neuanlagen entfallenden 

Eigenkapitals beträgt hier folglich 100%. 

4.1.1.12. Ermittlung der Zinsen für das Eigenkapital 

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31.10.2011 den 

Eigenkapitalzinssatz für den Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote 
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nicht übersteigt, für Neuanlagen auf 9,29 % nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer 

festgelegt. 

Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht 

übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt: 

BEK l/s40% *Anteil SAVneu * 9,29% 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird gemäß 

§ 32 Abs. 8 GasNEV ab dem 01.01.2013 nach § 7 Abs. 7 GasNEV verzinst(§ 7 Abs. 1 S. 5 

GasNEV). Der Zinssatz bestimmt sich gern. § 7 Abs. 7 S. 1 GasNEV als Mittelwert des auf 

die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch 

die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen. Im Einzelnen ergeben sich 

diese Werte aus der „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten 

Anleihen der öffentlichen Hand", aus der „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere 

inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-Mfls)" sowie aus der 

„Umlaufsrendite inländischer Inhaberschuldverschreibungen - Hypothekenpfandbriefe".5 

Die anzuwendenden Zinsreihen sind die folgenden: 

Diese Reihen können der Kapitalmarktstatistik der Deutschen Bundesbank entnommen 
werden. 

5 
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Es leitet sich für die genannten Papiere im Zeitraum 2003 bis 2012 eine durchschnittliche 

Rendite von 3,69 % ab. 

4.1.1.13. Anerkennungsfähige Eigenkapitalverzinsung 

Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % beträgt die Verzinsung auf 

das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (SEK II) für die Antragstellerin 

4.1.1.14. Kalkulatorische Gewerbesteuer 

Gemäß § 8 GasNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbereich 

sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kostenposition in Ansatz 

gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulatorischer 

Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung berücksichtigt. Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten 

Eigenkapitalzfnssatz handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor 
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Körperschaftsteuer.6 Ein Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst erfolgt 

nicht § 8 S. 2 GasNEV ist entfallen. 

Die nach § 8 GasNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den 

kalkulatorischen Maßstäben der GasNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen Gewinn

und Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den 

kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen (sog. Scheingewinn 

bzw. -verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für den kalkulatorischen 

Gewerbesteueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen Rechtsprechung bestätigt worden 

(siehe etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW Speyer, Rn. 86 ff.). 

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berücksichtigung 

von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundlage verzichtet (BGH, 

KVR 81/07, S. 10). 

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 

{ BNEK II s40% • Anteil SAVneu • 9,29 % + BNEK II> 40% * 3,69 %] * Hebesatz * 

Messzahl 

berechnet. 

Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer beträgt 

4.1.1.15. Kostenmindemde Erlöse 

Die Beschlusskammer hat die Erträge aus Forderungen gegenüber verbundenen 

Unternehmen (z.B. Cash-Pooling) korrespondierend zum berücksichtigten Umlaufvermögen 

vollständig nicht berücksichtigt 

4.1.2. 	 Aufwendungen für durch Dritte erbrachte Wartungs- und 

lnstandhaltungsleistungen (Ziffer 1.1.2.4.) 

Aufwendungen für durch Dritte erbrachte Wartungs- und lnstandhaltungsleistungen waren in 

Höhe von ~u berücksichtigen . 
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-

4.1.3. 	 Ansetzbare betriebliche Steuern (außer Gewerbesteuer, Körperschaftsteuer, 

Einkommensteuer) [Ziffer 1.4] 

Betriebliche Steuern waren in Höhe von zu berücksichtigen. 


Der anerkennungsfähige Betrag beinhaltet für die in Zusammenhang mit 


verbrauchsabhängigen Energiekosten (Verbrauchsgas und Betriebsstrom) entstandenen 


Energiesteuern. 


4.1.4. Sonstige betriebliche Kosten-davon Versicherungen (Ziffer 1.5.10) 

Sonstige betriebliche Kosten - davon Versicherungen waren in Höhe von insgesamt 

zu berücksichtigen. 

Neben den im Geschäftsjahr 2012 angefallenen lstkosten beinhaltet der berücksichtigte 

4.1.5. 	 Sonstige betriebliche Kosten - davon Sponsoring, Werbung, Spenden (Ziffer 

1.5.14) 

Die Antragstellerin macht Kosten für Sponsoring, Werbung, Spenden in Höhe von 

geltend. Die Aufwendungen für Sponsoring, Werbung und Spenden sind nicht zu 

berücksichtigen. Es handelt sich bei den geltend gemachten Aufwendungen für Sponsoring, 

Werbung und Spenden generell um Kosten, die keinerlei Bezug zum Netzbetrieb aufweisen 

(vgl. § 3 Abs. 1 S. 1 GasNEV). Sponsoring, Werbung und Spenden sind, soweit sie als 

Kundenbindungsinstrumente eingesetzt werden, in der Netzentgeltkalkulation nicht 

berücksichtigungsfähig. Aus der natürlichen Monopolstellung des Netzbetreibers ergibt sich, 

dass solche Aufwendungen ihren im wettbewerblichen Umfeld bestehenden Zweck in der 

Monopolsituation von vorneherein nicht erreichen können, da die Netznutzer regelmäßig 

keine Wahlmöglichkeit zwischen konkurrierenden Netzbetreibern haben. Der mit 

Werbeaktivitäten verbundene Imagegewinn ist - bedingt durch das Monopol eines 
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Netzbetreibers - für den Gasnetzbetrieb nicht erforderlich. Die Vorteile, sofern sie nicht 

ohnehin ideeller Natur sind, liegen eher beim assoziierten Vertrieb. Ein entsprechender 

Nachweis der Betriebsbezogenheit der geltend gemachten Kosten ist überdies nicht erfolgt. 

Die Beschlusskammer erkennt die von der Antragstellerin angesetzten Kosten für 

Sponsoring, Werbung, Spenden nicht an. 

4.2 	 Kalkulatorische Bewertung des Sachanlagevermögens sowie Ermittlung der 

kalkulatorischen Abschreibungen 

Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten, leistungsfähigen und zuverlässigen 

Netzbetriebs ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegüter als Kostenposition 

bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 GasNEV). Für die 

Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung ist die Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens erforderlich. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen 

ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV zu unterscheiden nach Anlagegütern, die vor dem 

01.01.2006 aktiviert wurden (Altanlage), und Anlagegütern, die ab dem 01.01.2006 aktiviert 

wurden (Neuanlage). Da sämtliche Anlagegüter der Antragstellerin nach dem 01.01.2006 

aktiviert werden, verfügt die Antragstellerin über keine Altanlagen. 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gern. § 6 Abs. 4 GasNEV 

ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der 

linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. 

4.2.1. Historische Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV 

legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. Soweit der Genehmigungsantrag keine Erläuterung enthält, ob es sich 

bei den angesetzten Anschaffungs- und Herstellungskosten tatsächlich um die historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten nach § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV handelt, ist dies 

nachzumelden bzw. durch die Zugänge der jeweiligen Jahresabschlüsse nachzuweisen. 

Nach § 6 GasNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

den Ausgangspunkt für die Wertbestimmung des Sachanlagevermögens, insofern die in 

Rede stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig sind. Nicht betriebsnotwendige 

Vermögensteile sind nicht anzusetzen. Zum notwendigen Betriebsvermögen gehören nach 

allgemeiner Auffassung nicht nur Vermögensgegenstände, die unmittelbar dem 
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Betriebszweck dienen. Vielmehr genügt es, wenn der Vermögensgegenstand mittelbar dem 

Betrieb dient. Werden jedoch z.B. Leitungen außer Betrieb gestellt, so dass kein 

Zusammenhang zum Betriebszweck besteht und ist auch eine Wiederinbetriebnahme nicht 

vorgesehen, sind diese Leitungen im Zeitpunkt der Außerbetriebnahme für künftige 

Kalkulationen nicht mehr zu Grunde zu legen. 

4.2.2. Ermittlung der kalkulatorischen Jahresabschreibung 

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der 

Einzelabschreibungen aller Sachanlagen; § 6 Abs. 5 Satz 3 und 4 GasNEV gibt dabei vor, 

dass die kalkulatorischen Abschreibungen jahresbezogen zu ermitteln sind; dabei ist jeweils 

ein Zugang des Anlagegutes zum 1. Januar des Anschaffungsjahres zu Grunde zu legen. 

Grundstücke dürfen nicht abgeschrieben werden. Planmäßige Abschreibungen sind nach 

§ 253 Abs. 3 S. 1 HGB nur für solche Vermögensgegenstände zulässig, deren Nutzung 

zeitlich begrenzt ist, wobei sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des 

Vermögensgegenstandes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. In 

der Konsequenz sieht auch Anlage 1 zur GasNEV für Grundstücke keine begrenzte 

Nutzungsdauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. Bauten, 

Grundstücksanteile enthalten sind, müssen diese Positionen um die Grundstücksanteile 

gekürzt werden. 

4.2.2.1. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Neuanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen (ab dem 01.01.2006 aktiviert) sind 

gemäß § 6 Abs. 4 GasNEV ausgehend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. Die 

kalkulatorische Jahresabschreibung ergibt sich demnach aus dem Quotienten der 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und der nach Anlage 1 der GasNEV 

gewählten Nutzungsdauer. Eine Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte findet bei 

Neuanlagen nicht statt. 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach GasNEV 

durch § 6 Abs. 4, Abs. 5 und Abs. 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der kalkulatorische 

Abschreibungsbetrag einer Neuanlage ist demnach entsprechend folgender Formel zu 

ermitteln: 

AKIHK;
Kalk.Jahresabschreibung;= 

ND, 
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4.2.3. Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31.12.2012 ermitteln sich auf Basis der historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 

2012 entstandenen kalkulatorischen Abschreibungen. 

Grundlage für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist § 6 GasNEV. Dabei gilt 

grundsätzlich, dass jährlich auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen 

Nutzungsdauern nach Anlage 1 zur GasNEV linear abzuschreiben ist und die jeweils für eine 

Anlage in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für die Restdauer ihrer 

kalkulatorischen Abschreibung unverändert zu lassen ist(§ 6 Abs. 4 und Abs. 5 GasNEV). 

In der Anlage 4PI sind die anerkennungsfähigen kalkulatorischen Restwerte und die 

anerkennungsfähigen kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens 

gegliedert nach Anlagengruppen - im Einzelnen dargestellt. 

4.3 Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 

Gemäß § 21 Abs. 2 EnWG werden die Entgelte unter Berücksichtigung einer 

angemessenen, wettbewerbsfähigen und risikoangepassten Verzinsung des eingesetzten 

Kapitals gebildet. 

Die Verzinsung des vom Gasnetzbetreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gern. 

§ 7 Abs. 1 GasNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage 

des betriebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich 

gern. § 7 Abs.1 GasNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach 

§ 6 Abs. 2 GasNEV aus der Summe der 

1. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und multipliziert 

mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV 

2. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Altanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote nach § 6 

Abs. 2 GasNEV 

3. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der Neuanlagen bewertet zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

4. Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des 

betriebsnotwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Sonderposten mit 

Rücklagenanteil 
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und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 GasNEV zu erfolgen. Da sämtliche 

Anlagegüter der Antragstellerin nach dem 01.01.2006 aktiviert worden sind, liegen im 

Hinblick auf das Altanlagevermögen keine kalkulatorischen Restwerte vor; § 7 Abs. 1 S. 2 

Nr. 1 und 2 GasNEV finden insofern keine Anwendung. Für Neuanlagen erfolgt die 

Restwertbestimmung gemäß § 7 Abs.1 S. 2 Nr. 3 GasNEV ausschließlich auf Basis der 

Anschaffungs- und Herstellungskosten. Grundstücke sind hierbei gemäß § 7 Abs.1 S. 3 

GasNEV immer zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des 

Sachanlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten der betriebsnotwendigen 

Finanzanlagen und des betriebsnotwendigen Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus 

Jahresanfangs- und Jahresendbestand anzusetzen. 

Die Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der GasNEV 

in fünf Schritten zu erfolgen: 

(1.) Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote(§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV), 

(2.) Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV), 

(3.) Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden Eigenkapitalanteils 

(§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV), 

(4.) Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapital (§ 7 

Abs. 3 GasNEV), 

(5.) Ermittlung der Verzinsung des auf Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 

Eigenkapital sowie der Verzinsung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden 

Eigenkapitalanteils (§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 GasNEV). 

Eine Übersicht über die Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich 

in Anlage 5PI. Dabei wurden die in Anlage 6PI aufgeführten Vermögenswerte und Schulden 

zu Grunde gelegt. 

Abweichend vom Ansatz der Antragstellerin waren die folgenden Positionen im Rahmen der 

Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung in nachstehender Höhe zu 

berücksichtigen. 
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4.3.1. Fremdkapital - Anfangs- und Endbestand 

Der Anfangs- bzw. der Endbestand an Fremdkapital (Unverzinsliche Verbindlichkeiten aus 

Lieferungen und Leistungen, Sonstige zinslos zur Verfügung stehende Verbindlichkeiten und 

verzinsliches Fremdkapital) ist in Höhe von bzw. in Höhe von 

zu berücksichtigen. 

-· -
Aus Sicht der Beschlusskammer sind die Verbindlichkeiten unverändert in ihrer bilanziell 

vorhandenen Höhe bei der Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu 

berücksichtigen. Die vorhandenen Fremdkapitalpositionen haben zur Finanzierung des 

Gesamtunternehmens beigetragen und sind deshalb bei der Ermittlung des zu verzinsenden 

Eigenkapitals als Abzugsposition zu berücksichtigen. 

Auch erkennt die Beschlusskammer keinen Zusammenhang mit den Positionen des 

Umlaufvermögens. Die Höhe des betriebsnotwendigen Umlaufvermögens ist unabhängig 

von den zu berücksichtigenden Abzugspositionen, deren Berücksichtigung durch § 7 Abs. 1 

und Abs. 2 GasNEV vorgegeben ist, zu ermitteln. 

Die von der Beschlusskammer berücksichtigen Bestände entsprechen damit für Anfangs

und Endbestand den bilanziellen Ansätzen. 

4.3.2. 	 Ermittlung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 

GasNEV 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote 

rechnerisch als Quotient aus dem belriebsnotwendigen Eigenkapital und den kalkulatorisch 

ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaffungs

und Herstellungskosten. Dabei wird auch das betriebsnotwendige Eigenkapital auf der 

Grundlage des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten errechnet 

Die kalkulatorische Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV berechnet sich 

demnach aus den folgenden Positionen: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen AK/HK 
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+ Finanzanlagen 

+ Umlaufvermögen 

= Betriebsnotwendiges Vermögen 1 (BNV 1) 

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

- Verzinsliches Fremdkapital 

- Abzugskapital 

=Betriebsnotwendiges Eigenkapital 1 (BEK 1) 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berechnung des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand zu Grunde zu legen. 

Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist dann der Quotient aus dem so definierten BEK J 

und dem BNV /. 

4.3.2.1. Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der 

Bestimmung der kalkulatorischen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus finden 

bei der Berechnung der Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des 

Sachanlagevermögens Berücksichtigung, z. B. Grundstücke. 

Für die Antragstellerin ergeben sich aus den oben dargestellten Gründen 

anerkennungsfähige Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten in Höhe von -

(Anfangsbestand:-; Endbes · wie aus Anlage 6PI ersichtlich. 

4.3.2.2. Finanzanlagen, Umlaufvermögen 

Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist gern. § 7 

Abs. 1 S. 2 Nr. 4 GasNEV, dass diese betriebsnotwendig, d. h. für die Durchführung des 

Netzbetriebes erforderlich, sind. Außerdem sind nach § 4 Abs. 1 GasNEV in Verbindung mit 

§ 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit 

anzusetzen, als sie den Kosten eines effizienten und strukturell vergleichbaren 

tand:~
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Netzbetreibers entsprechen. Der Netzbetreiber muss sich daher bei seiner 

unternehmerischen Entscheidung, welches Finanzanlage- und Umlaufvermögen er als 

effizient für seinen Betrieb ansieht, an einem effizienten und strukturell vergleichbaren 

Netzbetreiber orientieren. Des Weiteren sind gern. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG nur solche 

Kostenbestandteile betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach im Wettbewerb 

eingestellt hätten. 

4.3.2.2.1. Finanzanlagen 

Die Antragstellerin macht kein Finanzanlagevermögen geltend. 

4.3.2.2.2. Umlaufvermögen 

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass diese 

effizient wirtschaften und dass die liquiden Mittel bzw. Forderungsbestände somit effizient 

eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den Betreibern von Gasversorgungsnetzen 

handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb stehende Unternehmen. Das angesetzte 

Umlaufvermögen bedarf daher regelmäßig der regulatorischen Kontrolle. 

Die Beschlusskammer geht im Grundsatz davon aus, dass die Antragstellerin jedenfalls 

Umlaufvermögen in Höhe von 1/12 eines Jahresumsatzes vorzuhalten hat. In die 

Betrachtung wird insoweit maßgeblich mit einbezogen, dass die Antragstellerin regelmäßig 

monatliche Zahlungsströme erhält. 

Vor diesem Hintergrund war Umlaufvermögen in Höhe von insgesamt--bei der 

Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals zu berücksichtigen. 

4.3.2.3. Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 6 GasNEV (BNV I) 

und des betriebsnotwendigen Eigenkapitals nach§ 6 GasNEV (BEK 1) 

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten anerkennungsfähigen kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten, der anerkennungsfähigen Finanzanlagen und des anerkennungsfähigen 

Umlaufvermögens ergibt sich ein betriebsnotwendiges Vermögen nach § 6 GasNEV (BNV 1) 

in Höhe von 

Abzüglich des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des verzinslichen 

Fremdkapitals und des Abzugskapitals ergibt sich damit ein betriebsnotwendiges 

Eigenkapital nach § 6 GasNEV (BEK 1) in Höhe von 

Hieraus resultiert eine Eigenkapitalquote gemäß§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV von-· 
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4.3.3. Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals gemäß§ 7 GasNEV {BEK II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es in 

§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV vorgegeben ist Im Überblick: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der belriebsnotwendigen Altanlagen zu 

Tagesneuwerten • Eigenkapitalquote (max. 40 %) 

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

historischen AKIHK • Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

+ Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen zu 

historischen AKIHK 

+ Grundstücke zu historischen AKIHK 

+ betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

= Betriebsnotwendiges Vermögen II (BNV II) 

- Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

- Verzinsliches Fremdkapital 

- Abzugskapital 

=Betriebsnotwendiges Eigenkapital II (BEK II) 

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 GasNEV (BNV II) sind somit 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Alt- und 

Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des Sachanlagevermögens mit 

denjenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestimmung der 

kalkulatorischen Abschreibungen gern. § 6 GasNEV anerkannt wurden. Darüber hinaus 

finden bei der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter 

des Sachanlagevermögens Berücksichtigung, z. B. Grundstücke. 

Grundstücke sind gern. § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und 

Herstellungskosten anzusetzen. 

Danach ergibt sich ein betriebsnotwendiges Vermögen gemäß§ 7 GasNEV (BNV II) in Höhe 

von und ein betriebsnotwendiges Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BEK II) 

in Höhe von 
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4.3.4. 	 Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigenden 

Eigenkapitalanteils 

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % 

übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen. Soweit das 

nach § 7 Abs. 1 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital (BEK II) mehr als 

40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen Vermögens (BNV II) 

beträgt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigenkapital (BEK II) in zwei Anteile zu zerlegen. 

Zu bestimmen ist zunächst der Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene 

Eigenkapitalquote nicht überschreitet (BEK II::; 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der die 

zugelassene Eigenkapitalquote übersteigt (BEK 11> 40 %). 

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigende Eigenkapitalanteil (BEK 11:>40%) wie folgt zu ermitteln: 

BEK 11:>40% = BNV II * 0,4 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von § 7 


Abs. 1 S. 3 GasNEV (BEK 11>40%) errechnet sich dann nach folgender Formel: 


BEK 11>40% =BEK II- BEK 11:>40% =BEK II- (BNV II* 0,4) 


Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital 

(BEK II) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen 

Vermögens (BNV II) beträgt, kann demgegenüber keine Aufteilung des BEK II erfolgen. 

Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in 

diesem Fall nicht gegeben. 

4.3.5. 	 Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am 

Eigenkapital 

Eine Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapital zur 

Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung kann hier entfallen, da die 

Antragstellerin kein Altanlagevermögen vorhält. Der Anteil des auf Neuanlagen entfallenden 

Anteils am Eigenkapital beträgt hier folglich 100%. 

4.3.6. Ermittlung der Zinsen für das Eigenkapital 

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31.10.2011 den 

Eigenkapitalzinssatz für den Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapitalquote 

63 



enthält Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 

nicht übersteigt, für Neuanlagen auf 9,29 % nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer 

festgelegt. 

Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht 

übersteigt, errechnet sich demnach wie folgt: 

BEK l/s:40% •Anteil SAVneu * 9,29 % 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird gemäß § 

32 Abs. 8 GasNEV ab dem 01.01.2013 nach§ 7 Abs. 7 GasNEV verzinst(§ 7 Abs. 1 S. 5 

GasNEV). Der Zinssatz bestimmt sich gern. § 7 Abs. 7 S. 1 GasNEV als Mittelwert des auf 

die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitts von drei durch 

die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen. Im Einzelnen ergeben sich 

diese Werte aus der „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten 

Anleihen der öffentlichen Hand', aus der „Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere 

inländischer Emittenten - Anleihen von Unternehmen (Nicht-MFls)" sowie aus der 

„Umlaufsrendite inländischer Inhaberschuldverschreibungen - Hypothekenpfandbriefe".7 

Diese Reihen können der Kapitalmarktstatistik der Deutschen Bundesbank entnommen 
werden. 
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Die anzuwendenden Zinsreihen sind die Folgenden: 

Es leitet sich für die genannten Papiere im Zeitraum 2003 bis 2012 eine durchschnittliche 

Rendite von 3,69 % ab. 

4.3.7. Anerkennungsfähige Eigenkapitalverzinsung 

Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40 % beträgt die Verzinsung auf 

das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BEK II) für die Antragstellerin 

4.3.8. Kalkulatorische Gewerbesteuer 

Gemäß § 8 GasNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbereich 

sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteuer als kalkulatorische Kostenposition in Ansatz 

gebracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulatorischer 

Gewerbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen 

Eigenkapitalverzinsung berücksichtigt Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten 
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Eigenkapitalzinssatz handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor 

Körperschaftsteuer.8 Ein Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer bei sich selbst erfolgt 

nicht. § 8 S. 2 GasNEV ist entfallen. 

Die nach § 8 GasNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den 

kalkulatorischen Maßstäben der GasNEV zu ermitteln. Die in der netzspezifischen Gewinn

und Verlustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den 

kalkulatorischen Abschreibungen und den bilanziellen Abschreibungen (sog. Scheingewinn 

bzw. -verlust) ist somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für den kalkulatorischen 

Gewerbesteueransatz. Dies ist von der höchstrichterlichen Rechtsprechung bestätigt worden 

(siehe etwa BGH v. 14.08.2008, KVR 34/07 - SW Speyer, Rn. 86 ff.). 

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berücksichtigung 

von weiteren Zurechnungen und Kürzungen bei der Bemessungsgrundlage verzichtet (BGH, 

KVR 81/07, S. 10). 

Die kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 

[ BNEK II ~40% • Anteil SAVneu • 9,29 % + BNEK II> 40% • 3,69 %] • Hebesatz • 

Messzahl 

berechnet. 

Die zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer beträgt 

4.3.9. Kostenmindemde Erlöse und Erträge 

Die "Anderen sonstigen Erlöse und Erträge" waren in Höhe von zu

berücksichtigen. 

Aus Sicht der Beschlusskammer ist der von der Antragstellerin gekürzte Betrag wieder 

hinzuzurechen, da für die oben genannten Sachverhalte keine korrespondierenden 

Kostenkürzungen von der Antragstellerin vorgenommen wurden. Die Beschlusskammer hat 

• BR-Drs. 247/05 S.30. 
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aus diesem Grund im Wege einer gesamtheitlichen Betrachtung auch die hierfür 

angefallenen Ertragspositionen in der oben genannten Höhe berücksichtigt. 

Der von der Beschlusskammer berücksichtigte Betrag beinhaltet weiter auch Erlöse, die aus 

der Funktion der Antragstellerin als Dienstleitungserbringer für andere Netzbetreiber 

entstanden sind. 

4.4 	 In den Geschäftsjahren 2011, 2012 und 2013 im regulierten Bereich erzielte 

Erlöse 

In den Geschäftsjahren 2011, 2012 und 2013 sind gemäß Bericht nach§ 28 GasNEV, Email 

vom 26.11.2013 sowie Stellungnahme der Antragstellerin vom 11.03.2014 bezogen auf den 

regulierten Bereich folgende Erlöse erzielt worden: 

Geschäftsjahr Erzielte regulierte Erlöse 

[EUR] 

4.5 	 Ermittlung des annuitätischen Zahlungsbetrags 

Die Ermittlung des annuitätischen Zahlungsbetrags bezieht sich auf Differenzen, die 

bezogen auf das Jahr 2011 in den Monaten Oktober bis November sowie in den Jahren 

2012 und 2013 entstanden sind. Die Beschlusskammer geht bei der Enmittlung des 

annuitätischen Zahlungsbetrags wie folgt vor: 

Zunächst erfolgt die Ermittlung der in den Jahren 2011, 2012 und 2013 entstandenen 

Differenzbeträge. Zudem erfolgt eine Verzinsung des jährlich entstandenen Differenzbetrags. 

Die Verzinsung erfolgt auf Grundlage des jeweils jährlich durchschnittlich gebundenen 

Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand. 

Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem 10-jährigen Durchschnitt der Umlaufrendite 

festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. Für das Jahr 2011 beträgt der 

Zinssatz 3,58 %, für das Jahr 2012 3,25 % und für das Jahr 2013 3,02 %. Dann erfolgt die 

Aufzinsung für das Jahr 2014 sowie die annuitätische Ermittlung des Zahlungsbetrags für die 

67 



enthält Betliebs- und Geschäftsgeheimnisse 

Jahre 2015, 2016 und 2017 unter Verwendung eines Zinssatzes von 3,02 % sowie eines 

Verteilungszeitraumes von 3 Jahren. 

Die Berechnungsweise der Ermittlung sowie die Höhe des annuitätischen Zahlungsbetrags 

aufgrund des Differenzausgleichs ist Anlage 7 zu entnehmen. 

5. Kostenstellenrechnung 

Gemäß§ 3 Abs. 1 Satz 2 GasNEV sind die ermittelten Netzkosten nach § 12 GasNEV auf 

die Haupt- und Nebenkostenstellen aufzuteilen, wie sich diese aus Anlage 2 der GasNEV 

und der Festlegung der Beschlusskammer vom 17. 11.2008 (ABI. Bundesnetzagentur Nr. 

912007, S. 1940ff.) ergeben. 

§ 12 GasNEV schreibt eine vollständige Verteilung der Kosten auf Haupt- und 

Nebenkostenstellen vor. Diese Kostenstellen dienen als Maßgrößen der 

Kostenverursachung. Die nach § 4 GasNEV ermittelten Netzkosten sind soweit möglich 

direkt den Hauptkostenstellen nach § 12 GasNEV zuzuordnen. Soweit eine direkte 

Zuordnung von Kosten nicht oder nur mit unvertretbar hohem Aufwand möglich ist, sind 

diese zunächst geeigneten Hilfskostenstellen zuzuordnen. 

Die auf den Kostenstellen gebuchten Kosten werden im Rahmen der Kostenträgerrechnung 

auf die Netznutzer verteilt. Die Beschlusskammer geht zugunsten der Antragstellerin von der 

Sachgerechtigkeit der Aufteilung auf Haupt- und Nebenkostenstellen aus. 

6. Kostenträgerrechnung 

Die Netzentgelte sind nach Maßgabe der§§ 13 bis 17 und 20 GasNEV zu bestimmen (§ 3 

Abs. 1 Satz 3 GasNEV). 

Gemäß § 13 Abs. 1 GasNEV ist Grundlage des Systems der Entgeltbildung für den 

Netzzugang das Netzzugangsmodell nach § 20 Abs. 1 b EnWG. In den Entgelten nach 

§ 13 Abs. 1 GasNEV sind alle erforderlichen Systemdienstleistungen enthalten; hierzu 

gehören nicht solche Kosten, die gemäß der Beschlusses der BK7 vom 28.05.2008 (BK7

08/002) auf dem Regel- und Ausgleichsenergieumlagekonto zu verbuchen sind. Entgelte für 

den Messstellenbetrieb, die Messung und die Abrechnung werden separat erhoben 

(§ 13 Abs. 3 S. 2 und 3 GasNEV). 

Die Antragstellerin hat für den Zugang zu ihrem Gasversorgungsnetz lediglich 

Einspeiseentgelte ermittelt. 
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Gemäß § 15 Abs. 2 GasNEV hat die Bildung der Einspeiseentgelte durch den Netzbetreiber 

möglichst verursachungsgerecht nach anerkannten betriebswirtschaftlichen Verfahren zu 

erfolgen. Dabei sind die Versorgungssicherheit und der sichere Betrieb der Netze zu 

gewährleisten, die Diskriminierungsfreiheit zu beachten sowie Anreize für eine effiziente 

Nutzung der vorhandenen Kapazitäten im Leitungsnetz zu setzen 

(§ 15 Abs. 2 S. 2 GasNEV). 

Die Beschlusskammer geht nach Prüfung davon aus, dass die Bildung der Einspeiseentgelte 

verursachungsgerecht erfolgt ist und die Anforderungen des § 15 Abs. 2 S. 2 GasNEV erfüllt 

wurden. Insbesondere konnte die Beschlusskammer derzeit keine Diskriminierung einzelner 

Kundengruppen durch die Antragstellerin erkennen. 

7. Verprobung (§ 16 GasNEV) 

Die Antragstellerin hat gemäß § 16 Abs. 1 GasNEV sicherzustellen, dass ein zur 

Veröffentlichung stehendes Entgeltsystem geeignet ist, die nach § 4 GasNEV ermittelten 

Kosten zu decken. Unter das zur Veröffentlichung stehende Entgeltsystem fallen die für das 

Netz geltenden Netzentgelte (§ 27 Abs. 1 GasNEV). Die von der Antragstellerin 

vorgetragene Entgeltermittlung stellt nach Auffassung der Beschlusskammer sicher, dass 

nach dem Ende der bevorstehenden Kalkulationsperiode mit den verprobten Entgelten die 

nach § 4 GasNEV ermittelten Kosten gedeckt werden. 

8. Mehrwertsteuer und Konzessionsabgabe 

Die genehmigten Entgelte verstehen sich ohne Mehrwertsteuer und Konzessionsabgabe. 

III. 

1. Beginn des Genehmigungszeitraums 

Die Entgeltgenehmigung wird zum 01.01.2014 wirksam. 

2. Befristung der Genehmigung 

Gemäß § 23a Abs. 4 Satz 1 EnWG ist die Genehmigung zu befristen. Die Beschlusskammer 

erteilt die Genehmigung bis zum 31.12.2015. Die Befristung bis zum 31.12.2015 stellt die 

Stetigkeit der Entgelte über zweijährigen Zeitraum sicher. Zudem werden Daten des 
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abgeschlossenen Geschäftsjahres 2014 erst im Jahre 2015 vorliegen, so dass eine 

Genehmigung auf Basis der gemäß § 21 EnWG, §§ 3 bis 9 GasNEV ermittelten Kosten des 

Jahres 2014 erst ab dem 01.01.2016 erfolgen kann. 

IV. 

Gemäß § 23a Abs. 4 Satz 1 EnWG ergeht die Entgeltgenehmigungsentscheidung unter dem 

Vorbehalt des Widerrufs. 

Über einen etwaigen Widerruf entscheidet die Behörde nach pflichtgemäßem Ermessen. Die 

Antragstellerin hat hierbei kein besonders geschütztes Vertrauen in den Bestand der 

Entgeltgenehmigung. Erforderlich ist auch nicht, dass neue Tatsachen hinsichtlich der 

Entgeltermittlung bzw. der dieser zu Grunde gelegten Kostenbasis bekannt werden. 

Vielmehr macht bereits der in § 23a Abs. 4 Satz 1 EnWG vorgesehene und in dieser 

Entscheidung enthaltene Widerrufsvorbehalt deutlich, dass der Widerruf jederzeit und ohne 

Hinzutreten neuer Tatsachen erfolgen kann. Insofern reichen auch andere sachlich 

gewichtige Gründe wie beispielsweise eine abweichende Beurteilung der zu Grunde 

gelegten Prüfungsmaßstäbe für einen Widerruf aus. Die Beschlusskammer behält sich 

ausdrücklich vor, zur weiteren Überprüfung der Ermittlung der Netzkosten und -entgelte von 

den Möglichkeiten der §§ 68 ff. EnWG Gebrauch zu machen und im Falle des Abweichens 

dieser Prüfungsergebnisse von den Angaben der Antragstellerin die derzeit anerkannte 

Kostenbasis zu reduzieren. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Beschlusskammer neben der 

Möglichkeit des Widerrufs auch die Möglichkeit hat, eine rechtswidrige 

Genehmigungsentscheidung nachträglich für die Vergangenheit zu korrigieren bzw. 

aufzuheben. Insofern normiert § 48 VwVfG eine allgemeine Regelung des 

Verwaltungsverfahrensrechts, die grundsätzlich auch auf das Entgeltgenehmigungsverfahren 

Anwendung findet. Die Rechtswidrigkeit der Genehmigungsentscheidung kann sich aus 

einem Verstoß gegen formelles wie materielles Recht ergeben; rechtswidrig kann auch eine 

nach § 23a Abs. 4 Satz 2 EnWG als erteilt geltende Genehmigung sein. Die Rechtswidrigkeit 

der Genehmigungsentscheidung kann beispielsweise darin begründet liegen, dass die 

Beschlusskammer bei ihrer Entscheidung von einem unzutreffenden Sachverhalt ausging. 
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V. 

Mit dem Tenor zu 6. wird der Antragstellerin aufgegeben, die negative Differenz zwischen 

den tatsächlich in den Jahren 2014 und 2015 gemäß den Vorgaben der § 21 EnWG, 

§§ 3 bis 9 GasNEV entstandenen im Tenor zu 6. genannten verbrauchsabhängigen Kosten 

und Erlösen/Erträge und den im vorliegenden Beschluss hierfür anerkannten Werten im 

Rahmen des Entgeltgenehmigungsantrags für die ab dem 01.01.2016 beginnende 

Kalkulationsperiode kostenmindernd in dergestalt zu berücksichtigen, dass diese Differenz 

bis zum Ende der dritten Entgeltgenehmigungsperiode ausgeglichen wird. 

Des Weiteren berechtigt die Auflage die Antragstellerin, die positive Differenz zwischen den 

tatsächlich in den Jahren 2014 und 2015 gemäß den Vorgaben der § 21 EnWG, 

§§ 3 bis 9 GasNEV entstandenen im Tenor zu 6. genannten verbrauchsabhängigen Kosten 

und Erlösen/Erträge und den im vorliegenden Beschluss hierfür anerkannten Werten im 

Rahmen des Entgeltgenehmigungsantrags für die ab dem 01.01.2016 beginnende 

Kalkulationsperiode in dergestalt in Ansatz zu bringen, dass diese Differenz bis zum Ende 

der dritten Entgeltgenehmigungsperiode ausgeglichen wird. 

Der Tenor zu 6. beruht auf § 23a Abs. 4 S. 1 EnWG. Nach dieser Regelung kann die 

Netzentgeltgenehmigung mit Auflagen verbunden werden. Bei der Ausübung des ihr 

eingeräumten Entschließungs- und Gestaltungsermessens hat sich die Bundesnetzagentur 

von der Zielrichtung des EnWG und ihrer Aufgabenstellung als Regulierungsbehörde leiten 

lassen. Maßgebend sind dabei insbesondere die materiellen Vorgaben der Entgeltbildung in 

§ 21 Abs. 2 EnWG, wonach die Entgelte den Kosten einer effizienten Betriebsführung 

entsprechen müssen. Die Auflage dient der Verwirklichung dieser Ziele. 

Die Auflage als Nebenbestimmung im Sinne des § 36 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG dient der 

Anpassung der mit dem Hauptverwaltungsakt beabsichtigten Regelung an die besonderen 

Gegebenheiten des Einzelfalls. Die vorliegend einschlägige Auflagenermächtigung in 

§ 23a Abs. 4 Satz 1, 2. Hs. EnWG konkretisiert dabei die allgemein verwaltungsrechtliche 

Vorgabe des § 36 Abs. 1 Alt. 1 VwVfG für den Bereich der Entgeltregulierung. § 36 Abs. 1 

VwVfG hat insbesondere den Zweck, rechtliche oder tatsächliche Hindernisse, die einer 

uneingeschränkten Genehmigung entgegenstehen, zu beseitigen. Die Auflage dient 

vorliegend der Gewährleistung eines rechtmäßigen Zustands. Da nach Angaben der 

Antragstellerin der Volllastbetrieb voraussichtlich erst 2014 erreicht sein wird und damit 

insbesondere die im Tenor zu 6. genannten verbrauchsabhängigen Kosten und 

Erlöse/Erträge im Gegensatz zu den sonstigen Plankostenansätzen einer gesicherten 

Prognose nicht zugänglich sind und daher dem üblichen Plankostenansatz nicht unterliegen, 

kann aufgrund des notwendig prognostischen Charakters der zu Grunde gelegten Daten 
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nicht vollständig vorab sichergestellt werden, dass die Netznutzungsentgelte im Zeitraum der 

Genehmigung in jeder Hinsicht den Vorgaben des § 21 Abs. 2 EnWG sowie der GasNEV 

entsprechen. 

Die Auflage, einen nachträglichen Abgleich der tatsächlich in den Jahren 2014 und 2015 

gemäß den Vorgaben der § 21 EnWG, §§ 3 bis 9 GasNEV entstandenen im Tenor zu 6. 

genannten verbrauchsabhängigen Kosten und Erlösen/Erträgen und den im vorliegenden 

Beschluss hierfür anerkannten Netzkosten durchzuführen, stellt sicher, dass die 

Antragstellerin tatsächlich von ihren Netzkunden Entgelte vereinnahmt, die den Vorgaben 

des § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG entsprechen. Sie gewährleistet somit die Rechtskonformität der 

Entgelte für den Genehmigungszeitraum und stellt sicher, dass die Entgeltgenehmigung in 

dem vollen, von ihr abzudeckenden Zeitraum den gesetzlichen Vorgaben entspricht. Sie ist 

damit letztlich Voraussetzung, dass der Antragstellerin eine Entgeltgenehmigung erteilt 

werden kann. 

VI. 

Zur Frage der Kostentragung nach § 91 EnWG ergeht ein gesonderter Bescheid. 

VII. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung 

Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist schriftlich bei der Bundesnetzagentur 

(Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen. Es genügt, wenn die Beschwerde 

innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausanschrift: 

Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) eingeht 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt einen 

Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder 

der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlängert werden. Die Beschwerdebegründung 
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muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abänderung oder 

Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die 

Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwerdeschrift und Beschwerdebegründung müssen 

durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet sein. 

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG). 

Bonn, den 07.07.2014 

Vorsitzender Beisitzer 

??~ 
/ 

Dr. Jörg Mallossek / Anne Zeidler 
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Anlage 1 	 Genehmigte Entgelte 

1. 	 Netznutzungsentgelte für Standardjahreskapazitäten für den Zeitraum 
vom 01.01.2014 bis 31.12.2014 

(feste BESCHRÄNKT ZUORDENBARE KAPAZITÄTEN an Ein- und 
Ausspeisepunkten mit einem Buchungszeitraum von 365 zusammen
hängenden Tagen bzw. im Schaltjahr 366 zusammenhängenden Tagen) 

II. 	 Netznutzungsentgelte für Standardjahreskapazitäten für den Zeitraum 
vom 01.01.2015 bis 31.12.2015 

(feste BESCHRÄNKT ZUORDENBARE KAPAZITÄTEN an Ein- und mit 
einem Buchungszeitraum von 365 zusammen-hängenden Tagen bzw. im 
Schaltjahr 366 zusammenhängenden Tagen) 

OPAL Gastransport GmbH & Co.KG 1von1 	 BK9-131102 
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Anlage 2 Beantragte Entgelte 

1. Netznutzungsentgelte für Standardjahreskapazitäten 

(feste BESCHRANKT ZUORDENBARE KAPAZITÄTEN an Ein- und 
Ausspeisepunkten mit einem Buchungszeitraum von 365 zusammen
hängenden Tagen bzw. im Schaltjahr 366 zusammenhängenden Tagen) 

OPAL Gastransport GmbH & Co.KG 1von1 BKS-131102 
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